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Vorbemerkung der Fragesteller 

Die SPD-Landtagsfraktion ist der Auffassung, dass vor dem Hintergrund des anhal-

tenden Fachkräftemangels das Land Schleswig-Holstein als Arbeitgeber frühzeitig 

bedarfsgerecht eigenes hoch qualifiziertes Personal ausbilden muss, um zum einen 

den Wissenstransfer innerhalb der Beschäftigten nachhaltig zu sichern und zum an-

deren die Personalstruktur vielfältig, robust und nachhaltig gegen den demographi-

schen Wandel zu entwickeln. 

Vorbemerkung der Landesregierung:  

In den kommenden Jahren werden viele Beschäftigte der schleswig-holsteinischen 

Landesverwaltung altersbedingt ausscheiden. In allen Ressorts wird deshalb ein er-

heblicher Bedarf an geeigneten Nachwuchskräften bestehen. Aufgrund der allgemei-

nen demographischen Entwicklung werden dem Arbeitsmarkt jedoch weniger Schul-

abgängerinnen und Schulabgänger als in den vergangenen Jahren zur Verfügung 

stehen.  

Um die Herausforderung einer geeigneten und ausreichenden Nachwuchsgewinnung 

erfolgreich zu bewältigen, hat die schleswig-holsteinische Landesregierung ein 

Nachwuchskräftekonzept für die schleswig-holsteinische Landesverwaltung entwi-

ckelt und beschlossen. Ziel dieses Konzeptes ist es, durch diverse Maßnahmen ge-

eignete Nachwuchskräfte in ausreichender Zahl zu gewinnen, gut auszubilden und 

an das Land Schleswig-Holstein (SH) langfristig zu binden. Auf diese Weise soll der 

notwendige Bestand an qualifiziertem Fachpersonal rechtzeitig gesichert werden.  

Im Zuge der Umsetzung dieses Nachwuchskräftekonzeptes ist unter anderem eine 

landesweite Nachwuchskräfte-Werbekampagne für den Arbeitgeber Land SH be-

gonnen worden. Diese Kampagne wird kontinuierlich ausgeweitet. Zudem wurde die 

Kampagne, die inzwischen auch den Aufbau eines Social-Media-Konzepts zum Per-

sonalmarketing zum Inhalt hat, wurde als ein ressortübergreifendes Schwerpunkt-

thema in das Arbeitsprogramm der schleswig-holsteinischen Landesregierung für 

2017-2022 aufgenommen. Beworben werden über 30 Ausbildungsberufe, duale Stu-

diengänge und Referendariate der Landesverwaltung. 

Die Landesregierung hat das Thema der Nachwuchsgewinnung als für die Zukunft 

der Landesverwaltung strategisch bedeutendes Thema erkannt und daraus Konse-

quenzen gezogen. Sichtbarer Ausdruck dieser strategischen Erkenntnis ist, das „res-

sortübergreifende Personalmarketing“ neben dem Betrieblichen Gesundheitsma-

nagement in einem eigenständigen Referat in der Abteilung für „Zentrale Personal- 

und Organisationsentwicklung“ der Staatskanzlei dauerhaft als Linienaufgabe in der 

Abteilung zu verankern. Dieser Ansatz spiegelt sich auch im Wechsel der Zuständig-

keit für die Nachwuchskräfte der Allgemeinen Verwaltung vom Innenressort zur 

Staatskanzlei im Zuge der Regierungsneubildung im vergangenen Jahr wider.  
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Daneben wird das Thema der Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Dienstes kon-

sequent angegangen. Das gilt für den von der Landesregierung eingebrachten Ge-

setzentwurf zur Änderung besoldungs- und beamtenrechtlicher Vorschriften (Drs. 

19/746) ebenso wie die jüngst von der Staatskanzlei angeschobene Initiative zur At-

traktivitätssteigerung technischer Berufe in der Landesverwaltung. Dazu werden im 

intensiven Diskurs innerhalb der Landesregierung eine Analyse und eine Beschrei-

bung von Maßnahmen erarbeitet. 

Es bedarf dauerhaft großer Anstrengungen, den demographischen Wandel auch inner-

halb der schleswig-holsteinischen Landesverwaltung beherrschbar zu gestalten. Es 

erweist sich, dass die schleswig-holsteinische Landesregierung vorausschauend han-

delt und der demographische Wandel auch in der Landesverwaltung aufgrund der nach 

wie vor festzustellenden Attraktivität einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst des 

Landes Schleswig-Holstein beherrschbar ist. Neben Bezahlungsaspekten sind dabei 

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die Einbindung von Menschen mit Behinde-

rung, der Aspekt von Diversity und eine Einbindung von Menschen mit Migrationshin-

tergrund als Abbild einer sich wandelnden gesellschaftlichen Struktur ausschlaggebend 

für den Attraktivitätsgewinn der schleswig-holsteinischen Landesverwaltung.  

Im Hinblick auf den Datenschutz ist Folgendes zu bemerken. Die Veröffentlichung 

von einer Vielzahl von unterschiedlichsten Fallzahlen darf keine Rückschlüsse auf 

einzelne Personen zulassen. Eine Weitergabe von personenbezogenen Daten muss 

ausgeschlossen sein. Diese Version der Antwort auf die Große Anfrage ist für 

die allgemein veröffentlichende Weitergabe bestimmt. Entsprechende Daten sind 

mit der Bezeichnung „k. A.“ für „keine Angaben“ hinterlegt. Auf der einen Seite ist 

diese Vorgehensweise aus datenschutzrechtlichen Bestimmungen heraus rechtskon-

form, auf der anderen Seite beeinträchtigt sie die Lesbarkeit der Antworten und wird 

damit dem ausdrücklichen Willen der Landesregierung, umfassend Auskunft zu ge-

ben, sowie dem Auskunftsanspruch des Landtages nur bedingt gerecht. Aufgrund 

der auftretenden Unvereinbarkeiten ist mit dem Fragesteller das folgende Verfahren 

abgestimmt: Zuleitung einer öffentlichen Version, welche dem datenschutzrechtli-

chen Anspruch gerecht wird. Zudem wird eine, ausschließlich für die Abgeordneten 

und nicht zur Veröffentlichung bestimmte, vertrauliche Klarfassung bereitgehalten, 

die auf Anforderung unverzüglich zur Verfügung gestellt werden kann. Diese Verab-

redung dient zur Herstellung praktischer Konkordanz zwischen dem drittbezogenen 

Datenschutz einerseits und dem berechtigten Auskunftsanspruch des Parlaments 

andererseits (schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen der schleswig-holsteinischen 

Landesregierung nicht betreffend - Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung). 

 

Die angegebenen Daten beziehen sich einheitlich auf einen bei den Ressorts mit 

Stichtag 01. Juni 2018 erfragten Stand.  
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Grundsätzliches 

1. Inwiefern werden Aspekte der Geschlechtergerechtigkeit in den Bewerbungs- 

und Auswahlverfahren für Ausbildungen und duale Studiengänge beim Land berück-

sichtigt?  

Der verfassungsrechtlich vorgegebene Grundsatz der Bestenauslese (Art. 33 Abs. 2 

GG) wird genauso beachtet wie das Diskriminierungsverbot nach den Grundsätzen 

des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), bei Einstellungen in einem Be-

amtenverhältnis außerdem § 9 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG). Die jeweils zu-

ständigen Personalvertretungen, Gleichstellungsbeauftragten und Vertrauensperso-

nen der Schwerbehinderten sind in den Verfahren gleichberechtigt in vertrauensvol-

ler Zusammenarbeit beteiligt.  

Für die Allgemeine Verwaltung und die Steuerverwaltung ist festzuhalten, dass im 

Bereich der Nachwuchskräftegewinnung die Anzahl der Bewerberinnen deutlich hö-

her ist, als die der Bewerber. Die Landesregierung legt großen Wert auf eine gleich-

berechtigte Teilhabe der Geschlechter. 

 

2. Wie hoch ist der Anteil von Frauen, die eine Ausbildung bzw. ein duales Stu-

dium beim Land Schleswig-Holstein absolvieren? Bitte nach einzelnen Ausbildungs-

berufen aufschlüsseln! 

Ausbildungs-/Studiengang zur/zum Gesamt- 
anzahl 

Anteil  
Frauen 

Prozent 

Verwaltungswirt/in  
(Regierungssekretär/in) 

34 25 73,52% 

Bachelor of Arts  
– Public Administration – 
( Regierungsinspektor/in) 

96 53 55,21% 

Diplom-Archivar/in 
(Archivinspektor/in) 

3 k. A.  k. A. 

Finanzwirt/in 
(Steuerobersekretär/in) 

130 75 58% 

Diplom-Finanzwirt/in 
(Steuerinspektor/in) 

160 84 53% 

Justizfachangestellte/r 64 51 80% 

Justizfachwirt/in 
(Justizsekretär/in) 

49 44 90% 

Justizvollzugsbeamtin/-beamter im Allge-
meinen Vollzugsdienst 
(Justizhauptsekretär/in) 

50 10 20% 
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Justizvollzugsbeamtin/-beamter im Werk-
dienst 
(Hauptwerkmeister/in) 

1 k. A. k. A. 

Diplom-Rechtspfleger/in 
(Justizinspektor/in) 

75 40 53% 

Diplom-Verwaltungswirt/in 
Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
(Justizinspektor/in) 

8 3 37,5% 

Polizist/in 
(Polizeiobermeister/in) 

364 109 30% 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst 
Schutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

304 87 29% 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst 
Kriminalpolizei 
(Kriminalkommissar/in) 

249 94 38% 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst 
Wasserschutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

7 k. A. k. A. 

Regierungsfischereisekretär/in 2 k. A. k. A. 

Tierpfleger/in 
Fachrichtung Zoo/Aquarium 

1 k. A. k. A. 

Wasserbauer/in 14 k. A. k. A. 

Land- und  
Baumaschinenmechatroniker/in 

2 k. A. k. A. 

Metallbauer/in  
Fachrichtung Konstruktionstechnik 

1 k. A. k. A. 

Biologielaborant/in 3 k. A. k. A. 

Chemielaborant/in 4 2 50% 

Baustoffprüfer/in 1 0 0% 

Bauzeichner/in 1 1 100% 

Straßenwärter/in 49 1 2,04% 

Duales Studium  
Fachrichtung Bauingenieurwesen 

2 k. A. k. A. 

Bauingenieur/in  
mit Bauzeichnerausbildung 

3 k. A. k. A. 

Bauingenieur/in  
mit Straßenwärterausbildung 

7 2 28,57% 

Geomatiker/in 10 4 40% 

Vermessungstechniker/in  24 12 50% 
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3. Inwiefern werden die Belange von Menschen mit Behinderung in den Bewer-

bungs- und Auswahlverfahren für Ausbildungen und duale Studiengänge beim Land 

berücksichtigt?  

Gemäß § 14 Absatz 1 Haushaltsgesetz 2018 sollen in der Landesverwaltung 20 % 

der neu zu besetzenden Stellen für Auszubildende, Anwärterinnen und Anwärter mit 

Menschen mit Behinderung besetzt werden. 

Unabhängig von dieser Vorgabe ist es das Ziel der Landesregierung, den Anteil von 

Menschen mit Behinderung in den Bewerbungs- und Auswahlverfahren für Ausbil-

dungen und duale Studiengänge beim Land zu steigern. Dies geschieht mittels der 

konsequenten Anwendung der Regelungen des SGB IX und der Schwerbehinderten-

richtlinien im Auswahlverfahren. Hierdurch wird gleichsam den Belangen von Men-

schen mit Behinderung Rechnung getragen. Zur Erhöhung ihrer Chancen im Rah-

men der Bestenauslese erhalten sie erforderliche Hilfen wie z.B. ein höheres Zeitvo-

lumen.  

Die Schwerbehindertenvertretungen sind an den Verfahren stets in vertrauensvoller 

Zusammenarbeit beteiligt. 

 

4. Wie hoch ist der Anteil von Menschen mit Behinderung, die eine Ausbildung 

bzw. ein duales Studium beim Land Schleswig-Holstein absolvieren? Bitte nach ein-

zelnen Ausbildungsberufen aufschlüsseln! 

Ausbildungs-/Studiengang zur/zum Gesamt-
anzahl 

Anteil Menschen 
mit Behinderung 
/ Gleichgestellte 

Prozent 

Verwaltungswirt/in  
(Regierungssekretär/in) 

34 6 17,64% 

Bachelor of Arts  
– Public Administration – 
(Regierungsinspektor/in) 

96 5 5,21% 

Finanzwirt/in 
(Steuerobersekretär/in) 

130 2 1,53% 

Diplom-Finanzwirt/in 
(Steuerinspektor/in) 

160 6 3,75% 

Justizfachangestellte/r 64 3 4,7% 

Justizfachwirt/in 
(Justizobersekretär/in) 

49 2 4,1% 

Justizvollzugsbeamtin/-beamter im All-
gemeinen Vollzugsdienst 
(Justizhauptsekretär/in) 

50 k. A. k. A. 
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Justizvollzugsbeamtin/-beamter im 
Werkdienst 
(Hauptwerkmeister/in) 

1 k. A. k. A. 

Diplom-Rechtspfleger/in 
(Justizinspektor/in) 

75 2 2,6% 

Diplom-Verwaltungswirt/in 
Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
(Justizinspektor/in) 

8 k. A. k. A. 

Polizist/in 
(Polizeiobermeister/in) 

364 k. A. k. A. 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst 
Schutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

304 k. A. k. A. 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst 
Kriminalpolizei 
(Kriminalkommissar/in) 

249 k. A. k. A. 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugsdienst 
Wasserschutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

7 k. A. k. A. 

Regierungsfischereisekretär/in 2 k. A. k. A. 

Tierpfleger/in 
Fachrichtung Zoo/Aquarium 

1 k. A. k. A. 

Wasserbauer/in 14 k. A. k. A. 

Land- und  
Baumaschinenmechatroniker/in 

2 k. A. k. A. 

Metallbauer/in  
Fachrichtung Konstruktionstechnik 

1 k. A. k. A. 

Biologielaborant/in 3 k. A. k. A. 

Chemielaborant/in 4 k. A. k. A. 

Baustoffprüfer/in 1 k. A. k. A. 

Bauzeichner/in 1 k. A. k. A. 

Straßenwärter/in 49 k. A. k. A. 

Duales Studium  
Fachrichtung Bauingenieurwesen 

2 k. A. k. A. 

Bauingenieur/in  
mit Bauzeichnerausbildung 

3 k. A. k. A. 

Bauingenieur/in  
mit Straßenwärterausbildung 

7 k. A. k. A. 

Geomatiker/in 10 2 20% 

Vermessungstechniker/in  24 1 4,16% 



Drucksache 19/1007 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 

 

8 

5. Inwiefern werden interkulturelle Aspekte in den Bewerbungs- und Auswahlver-

fahren für Ausbildungen und duale Studiengänge beim Land berücksichtigt?  

Menschen mit Migrationshintergrund werden in den Ausschreibungstexten sowie bei 

Veranstaltungen zur Berufsorientierung besonders angesprochen und explizit einge-

laden, sich zu bewerben. Die Bewerbungsverfahren sind offen für alle Bewerberin-

nen und Bewerber, welche die formellen Einstellungskriterien erfüllen. Bei den Aus-

wahlverfahren sind die Aufgaben und Fragestellungen inhaltlich so formuliert, dass 

für Bewerberinnen und Bewerber aus anderen Kulturkreisen keine Vor- oder Nachtei-

le entstehen. 

Um den Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund noch weiter zu erhöhen, 

werden interessierte Nachwuchskräfte mit Migrationshintergrund als Ausbildungsbot-

schafterinnen und -botschafter bei Messen eingesetzt. Sie beraten interessierte Be-

sucherinnen und Besucher, ggf. auch in deren Muttersprache. 

 

6. Inwieweit werden Sprachkenntnisse, insbesondere Kenntnisse in den Spra-

chen der in Schleswig-Holstein ansässigen und anerkannten nationalen Minderheiten 

und Volksgruppen, in den Bewerbungs- und Auswahlverfahren für Ausbildungen und 

duale Studiengänge beim Land berücksichtigt?  

Grundsätzlich werden Fremdsprachenkenntnisse in den Auswahlverfahren für Aus-

bildungs- und Studiengänge von Nachwuchskräften nicht als besondere Qualifikation 

berücksichtigt.  

In Schleswig-Holstein sind zwei nationale Minderheiten und eine Volksgruppe zu 

Hause. Die Dänische Minderheit, die friesische Volksgruppe und deutsche Sinti und 

Roma tragen aktiv und selbstbewusst zur kulturellen Vielfalt des Landes bei. Bewer-

bungen aus diesen Gruppen und mehrsprachiger Bewerberinnen und Bewerber wer-

den durch die Landesregierung sehr begrüßt. Auf den Bericht der Landesregierung 

über die Umsetzung der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitenspra-

chen in Schleswig-Holstein – Sprachenchartabericht 2016 -, Drs. 18/ 4067 (Ziffern 

5.2.3.3 und 5.2.3.7) wird Bezug genommen. 

 

7. Wie hoch ist der Anteil von Menschen mit Migrationsgeschichte, die eine Aus-

bildung bzw. ein duales Studium beim Land Schleswig-Holstein absolvieren? Bitte 

nach einzelnen Ausbildungsberufen aufschlüsseln! 

Die Landesregierung hat dazu bereits in der Vergangenheit Erhebungen auf freiwilli-

ger Basis durchgeführt und sich folgender Definition des Bundesamtes für Migration 

und Flüchtlinge, die auch als Grundlage zur Beantwortung dieser Fragegilt, bedient: 
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„Eine Person hat dann einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens 

ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren ist."  

Die Definition umfasst im Einzelnen folgende Personen: 

1. zugewanderte und nicht zugewanderte Ausländer; 

2. zugewanderte und nicht zugewanderte Eingebürgerte 

3. (Spät-)Aussiedler; 

4. mit deutscher Staatsangehörigkeit geborene Nachkommen der drei zuvor ge-

nannten Gruppen.  

Die nachstehenden Zahlen beruhen auf freiwilligen Angaben und können nicht An-

spruch auf Vollständigkeit erheben:  

Ausbildungs-/Studiengang 

zur/zum 

Gesamt- 
anzahl 

Anteil  
Menschen mit Mig-
rationshintergrund 

Prozent 

Diplom-Archivar/in 
(Archivinspektor/in) 

3 k. A. k. A. 

Finanzwirt/in 
(Steuerobersekretär/in) 

130 20 15,38% 

Diplom-Finanzwirt/in 
(Steuerinspektor/in) 

160 10 6,25% 

Justizvollzugsbeamtin/-beamter im 
Allgemeinen Vollzugsdienst 
(Justizhauptsekretär/in) 

50 6 12% 

Justizvollzugsbeamtin/-beamter im 
Werkdienst 
(Hauptwerkmeister/in) 

1 k. A. k. A. 

Diplom-Verwaltungswirt/in 
Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
(Justizinspektor/in) 

8 k. A. k. A. 

Polizist/in 
(Polizeiobermeister/in) 355 16 4,51% 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugs-
dienst Schutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

264 
 

10 
 

3,79% 
 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugs-
dienst 
Kriminalpolizei 
(Kriminalkommissar/in) 

203 
 

5 
 

2,46% 
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8. Inwiefern werden Bewerbungen von Lebensälteren bei der Auswahl von Aus-

zubildenden und Studierenden berücksichtigt? 

Bei Ausbildungen bzw. dualen Studiengängen im Beamtenverhältnis auf Widerruf mit 

anschließender (Neu-) Einstellung ins Beamtenverhältnis auf Probe ist die vom Ge-

setzgeber in der Landeshaushaltsordnung (LHO) verankerte Altersgrenze von 45 

Lebensjahren zu beachten. Für die Polizei gilt nach der aktuellen Polizeilaufbahnver-

ordnung die Altersgrenze von 32 Lebensjahren (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 Polizeilaufbahnver-

ordnung). Hier ist eine Neuregelung vorgesehen, wonach es keine Altersgrenze, au-

ßer o.g. Landeshaushaltsordnung, mehr geben wird. Im Bereich des Justizvollzugs 

werden geeignete ältere Bewerberinnen und Bewerber, die nicht mehr verbeamtet 

werden können, dauerhaft als Tarifbeschäftigte eingestellt. Für Auszubildende im 

Beschäftigtenverhältnis gibt es keine Altersgrenze. 

Bachelor of Arts – Polizeivollzugs-
dienst 
Wasserschutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

7 
 

1 
 

14,29% 

Regierungsfischereisekretär/in 2 k. A. k. A. 

Tierpfleger/in 
Fachrichtung Zoo/Aquarium 

1 k. A. k. A. 

Wasserbauer/in 14 k. A. k. A. 

Land- und  
Baumaschinenmechatroniker/in 

2 k. A. k. A. 

Metallbauer/in  
Fachrichtung Konstruktionstechnik 

1 k. A. k. A. 

Biologielaborant/in 3 k. A. k. A. 

Chemielaborant/in 4 k. A. k. A. 

Baustoffprüfer/in 1 k. A. k. A. 

Bauzeichner/in 1 k. A. k. A. 

Straßenwärter/in 49 k. A. k. A. 

Duales Studium  
Fachrichtung Bauingenieurwesen 

2 k. A. k. A. 

Bauingenieur/in  
mit Bauzeichnerausbildung 

3 k. A. k. A. 

Bauingenieur/in  
mit Straßenwärterausbildung 

7 k. A. k. A. 

Geomatiker/in 10 k. A. k. A. 

Vermessungstechniker/in  24 1 4,16% 
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9. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um Bewerbungen von Frauen, Menschen 

mit Behinderung, Menschen mit Migrationsgeschichte oder Lebensälteren zu fördern? 

In den Ausschreibungen werden Frauen, Menschen mit Behinderung und Menschen 

mit Migrationshintergrund besonders aufgefordert, sich zu bewerben. Im Landespor-

tal können Informationsflyer und Broschüren für Menschen mit Behinderungen her-

untergeladen werden. Die Broschüre, in der alle Ausbildungsmöglichkeiten des Lan-

des dargestellt werden, ist in Englisch, Arabisch und Türkisch erhältlich. Entspre-

chende Informationsflyer und Broschüren werden auf Messen verteilt. Bei Veranstal-

tungen zur Berufsorientierung werden die vorgenannten Zielgruppen ausdrücklich 

eingeladen sich zu bewerben. 

 

10. Werden anonymisierte Bewerbungsverfahren für Ausbildungen und duale 

Studiengänge durchgeführt? Wenn ja, in welchen Bereichen?  

Es werden in der Landesverwaltung auch aufgrund der noch fehlenden technischen 

Voraussetzungen keine anonymisierten Bewerbungsverfahren durchgeführt, jedoch 

wird auf Bewerbungsfotos ausdrücklich verzichtet.  

 

11. Sind Ausbildungen bzw. duale Studiengänge beim Land auch in Teilzeit mög-

lich? Wenn ja, in welchen Bereichen? 

Die Möglichkeit, eine Ausbildung als Beamtin oder als Beamter im Vorbereitungs-

dienst in Teilzeit zu absolvieren, ist in § 62, Absatz 1, Satz 3 LBG geregelt. Soweit 

die Voraussetzungen (familiäre Gründe) vorliegen und die Ausbildungsstruktur es 

ermöglicht, kann auf Antrag Teilzeitbeschäftigung während der Praxiszeiten im Vor-

bereitungsdienst bewilligt werden.  

Auch Tarifbeschäftigte können für den Zeitraum während der praktischen Ausbil-

dungsphasen Teilzeit beantragen. Voraussetzung hierfür ist, dass die Ausbildung in 

der Regelausbildungszeit abgeschlossen werden kann.  

 

12. Welche Maßnahmen werden im Allgemeinen zur besseren Nachwuchswer-

bung eingesetzt? (z.B. Berufsmessen, Werbematerialien, Auftritte in Schulen) 

Angesichts der unterschiedlichen Zielgruppen umfasst die Werbekampagne eine 

Reihe verschiedener Werbemaßnahmen.  

Auf der Homepage der Landesregierung wurde ein umfassendes Ausbildungsportal 

mit einer attraktiven „Landing-Page“ eingerichtet, auf dem sich potenzielle Bewerbe-

rinnen und Bewerber über alle angebotenen Ausbildungsberufe, dualen Studiengänge 

und Referendariate des Landes SH eingehend informieren können (www.schleswig-
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holstein.de/ ausbildung). Hierbei ist auch die Möglichkeit geschaffen worden, sich auf 

ausgeschriebene Nachwuchsstellen direkt über das Ausbildungsportal online zu be-

werben. Außerdem wurde durch das Institut für Psychologie der Christian-Albrechts-

Universität zu Kiel (CAU) für das Portal ein Orientierungstest entwickelt, der auf eig-

nungsdiagnostischen Verfahren beruht und potenziellen Bewerberinnen und Bewer-

bern Empfehlungen für einzelne Ausbildungen und/oder duale Studiengänge des 

Landes SH gibt.  

Das Ausbildungsportal wird ständig aktualisiert und erweitert. So sind bereits Schritte 

unternommen, es zu einem Karriereportal zu erweitern und damit auch Informationen 

für Fachkräfte einzustellen. 

Im Zuge der Werbekampagne wird auf Bussen im ganzen Landesgebiet sowie auf 

über 162 Dienst- Kraftfahrzeugen der Landesverwaltung geworben. Zeitweise erfolg-

te zudem eine großflächige Werbung auf Plakatwänden.  

Sehr präsent ist das Land SH auf Berufsmessen in Schulen, Hochschulen sowie Ein-

kaufszentren in unmittelbarer Öffentlichkeit und bei sonstigen Veranstaltungen zur 

Berufsorientierung (z.B. Agentur für Arbeit, Nordjob, BARLAG Werbe- & Messeagen-

tur GmbH. Die zehn verschiedenen Ausbildungsbereiche des Landes SH präsentie-

ren sich dort inzwischen an Informationsständen, die ein modernes und einheitliches 

Design aufweisen, um die gemeinsame Zugehörigkeit zum vielfältigen Arbeitgeber 

Schleswig-Holstein zu verdeutlichen. 

Zusätzlich wurden verschiedene Publikationen in Form von Broschüren und Flyern 

­  überwiegend übersetzt in mehrere Sprachen - erstellt. Beispielhaft zu nennen ist 

die Broschüre „Ich freue mich auf die Zukunft. Arbeiten beim Land SH“, die aufgrund 

der großen Nachfrage zunächst nachgedruckt werden musste und in sechs weitere 

Sprachen (Arabisch, Englisch und Türkisch) übersetzt wurde. Inzwischen liegt eine 

Neuauflage vor.  

Außerdem wurde das Layout für Ausschreibungen von Stellen für Nachwuchskräfte 

vereinheitlicht, um zu verdeutlichen, dass hinter allen Ausschreibungen der Arbeitge-

ber Land Schleswig-Holstein steht und die Arbeitgebermarke bekannter wird. 

Alle eingesetzten Werbeträger wurden mit Fotos eigener Nachwuchskräfte versehen, 

um ein authentisches Bild von der Landesverwaltung und der Vielfalt ihrer Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter zu vermitteln.  

Mit Nachwuchskräften wurde ein sog. Recruiting-Film mit dem Titel „Ich arbeite für 

Schleswig-Holstein“ gedreht. Dieser wurde sowohl im Ausbildungsportal der Landes-

verwaltung und bei YouTube eingestellt als auch bei diversen Veranstaltungen sowie 

in 19 Kinos in Schleswig-Holstein gezeigt. Weitere Recruiting-Filme für die Bereiche 

Justizvollzug, Polizei, Steuerverwaltung, Straßenbau und Technik; MINT-Berufe mit 
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dem Schwerpunkt Natur und Umwelt wurden erstellt. Die Darstellerinnen und Dar-

steller sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesdienstes. 

Auch diese Filme sind in das Ausbildungsportal (s. dort „Videothek“) eingestellt und 

über soziale Medien wie XING, YouTube, Facebook verbreitet. Außerdem werden 

sie im Werbeblock von ausgewählten Kinos zeitlich befristet gezeigt. Die Filme stel-

len dabei eine sehr gute Möglichkeit dar, die Vielfalt der Berufe in der Landesverwal-

tung durch ansprechende Szenen sichtbar zu machen. Aktuell wird ein weiterer Re-

cruiting-Film für den Bereich der Allgemeinen Verwaltung erstellt. Alle Werbemaß-

nahmen werden einer jährlichen Wirkungsmessung durch das Institut für Psychologie 

der CAU unterzogen, um gegebenenfalls nachzusteuern.  

Soziale Medien sollen bei der Anwerbung von Nachwuchs- und Fachkräften zukünf-

tig noch intensiver genutzt werden. So ist das Land Schleswig-Holstein seit 2018 bei 

XING mit einem eigenen „Employer Branding“- Profil vertreten. Die Staatskanzlei 

leistet derzeit konzeptionelle Vorarbeiten, um künftig mit Fotoberichten aus dem Be-

rufs- bzw. Ausbildungs- und Studienalltag der Landesverwaltung zeitnah, z. B. auf 

Instagram, zu informieren und verstärkt „Arbeitgeber-News“ zu verbreiten. Auch ist 

geplant, im nächsten Jahr gezielt digitale Werbung (zum Beispiel auf mobilen Endge-

räten) zu schalten.  

 

13. Wie hoch ist die Ausbildungsvergütung bzw. Vergütung für Studierende (und 

im Vergleich zu den anderen Bundesländern und Kommunalverwaltungen)? 

Die Höhe der Ausbildungsvergütungen sowie die Vergütung für Studierende sind in 

der Anlage 2 aufgeführt; sie liegen im Vergleich trotz stark unterschiedlicher Lebens-

haltungskosten in den einzelnen Bundesländern nahe beieinander. 

Vergleich zu anderen Bundesländern: 

Die Höhe der Anwärtergrundbeträge in den jeweiligen Bundesländern sind in Anlage 

2a aufgeführt. 

Vergleich zu den Kommunalverwaltungen:  

Es gilt zunächst festzustellen, dass in der Regel nur der Studiengang und die Ausbil-

dung für die Allgemeine Verwaltung sowohl in der Landesverwaltung als auch in den 

Kommunalverwaltungen angeboten werden. Diese erfolgen im Beamtenverhältnis 

auf Widerruf. Die Besoldung der Beamtenanwärterinnen und -anwärter richtet sich in 

den Kommunalverwaltungen ebenfalls nach dem Gesetz über die Besoldung der Be-

amtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter des Landes Schleswig-

Holsteins (Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein - SHBesG) vom 26. Januar 2012. 

Es bestehen daher keine Besoldungsunterschiede. 
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Unterschiede sind im Bereich der Ausbildungsvergütungen nach den Tarifverträgen 

möglich; auf unterschiedliche Laufzeiten ist zu achten, da die Vereinigung kommuna-

ler Arbeitgeberverbände (VKA) und die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) 

nicht mehr in einer Verhandlungsgemeinschaft stehen. 

Für das Land Schleswig-Holstein findet der Tarifvertrag für Auszubildende der Län-

der in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA-L BBiG) vom 12. 

Oktober 2006 Anwendung (Laufzeit bis 31.12.2018).  

Für die Kommunen hingegen greifen die Regelungen des Tarifvertrags Tarifvertrag 

für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) vom 13. September 2005 

(Laufzeit bis zum 31.08.2020).  

Die Höhe der Ausbildungsvergütung nach den jeweiligen Tarifverträgen (Stand Juli 

2018) stellt sich wie folgt dar, wobei die unterschiedliche Laufzeit der Tarifverträge zu 

beachten ist: 

  
1. Ausbildungs-

jahr 
2. Ausbildungs-

jahr 
3. Ausbildungs-

jahr 
4. Ausbildungs-

jahr 

TVA-L BBiG 936,82 € 990,96 € 1.040,61 € 1.109,51 € 

TVAöD - BBiG 968,26 € 1.018,20 € 1.064,02 € 1.127,59 € 

 

14. Gibt es einen Veränderungsbedarf in der Ausbildungsvergütung? Wenn ja, 

welchen? 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung besoldungs- und beamtenrechtlicher 

Vorschriften (Drs. 19/746) ist die Anhebung der Anwärterbezüge ab dem 01.01.2019 

vorgesehen (siehe auch Antwort zu Frage Nr. 16). Daneben nehmen die Anwärter-

bezüge an den allgemeinen Besoldungsanpassungen teil. 

Im Tarifbereich obliegt die Gestaltung der Ausbildungsvergütung den Tarifvertrags-

parteien. Die nächsten Tarifverhandlungen zum Entgelt erfolgen im Frühjahr 2019 

und bleiben abzuwarten. 

 

15. Wie werden Darlehensverträge beurteilt? Werden Darlehensverträge einge-

setzt und wie sind diese gestaltet?  

Beim Landesamt für Vermessung und Geoinformation (LVermGeo) werden bei der 

Studienförderung Darlehensverträge abgeschlossen. Es wird eine Studienbeihilfe 

von 700,00 € pro Monat gewährt, im Gegenzug verpflichten sich die Studierenden, 

nach erfolgreichem Abschluss des Studiengangs für fünf Jahre im LVermGeo SH im 

Regelfall im Vollzeitarbeitsverhältnis beruflich tätig zu sein. Sollte trotz Unterbreitung 

eines Anstellungsvertrages keine berufliche Tätigkeit beim LVermGeo SH aufge-

nommen werden, ist die Nachwuchskraft zur Rückzahlung der insgesamt gewährten 
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Studienbeihilfe verpflichtet. Eine Ratenzahlung oder Stundung ist möglich. Darle-

hensverträge im Bereich der Studienförderung werden vom LVermGeo SH als effek-

tives Mittel zur Nachwuchsgewinnung erachtet. 

Im Rahmen des IBS Bachelor of Engineering, welches das Ministerium für Energie-

wende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (MELUND) zukünftig für 

die Ausbildung von Bau-Ingenieuren nutzen wird, erhalten Studierende ein monatli-

ches Entgelt von brutto 895,00 €. Es ist eine Rückzahlungsverpflichtung für Fälle des 

Studienabbruchs oder eines Nichtzustandekommens eines Arbeitsvertrages vertrag-

lich geregelt, wenn die Gründe hierfür bei den Studierenden sowie bei den Absolven-

tinnen oder Absolventen liegen. 

Im Bereich der Allgemeinen Verwaltung, der Steuerverwaltung und der Justiz erhalten 

die Anwärterinnen und Anwärter Anwärterbezüge. Dieses sind keine Darlehen. Eine 

Rückzahlungsverpflichtung begrenzt auf den Anteil der theoretischen Studienzeiten 

besteht in Einzelfällen, soweit nach Erwerb der Laufbahnbefähigung die ausgebilde-

ten Anwärterinnen und Anwärter ein Übernahmeangebot nicht annehmen bzw. inner-

halb der nächsten fünf Jahre aus dem öffentlichen Dienst ausscheiden. Die Höhe der 

Rückzahlungsverpflichtung richtet sich nach dem noch verbleibenden Zeitraum.  

Sofern ein privat initiierter Aufbaustudiengang angestrebt wird, wird zur Vermeidung 

von Rückzahlungen seitens des Landes aber grundsätzlich eine Teilzeitstelle ange-

boten.   

 

16. In welchen Bereichen ist eine unterschiedliche Stellenbewertung durch die 

Anhebung der Eingangsbesoldung bzw. Vergütung im mittleren Dienst für Beamte 

und Angestellte gegeben? Wirkt sich dies auf die Ausbildungssituation aus? 

Im Bereich der Ausbildung in der Allgemeinen Verwaltung hat die Anhebung der Ein-

gangsbesoldung bzw. die Vergütung im mittleren Dienst keine Auswirkungen. Die 

Ausbildung im mittleren Dienst findet im Beamtenverhältnis auf Widerruf statt. Die 

Anwärterbezüge, deren Anhebung die Landesregierung mit dem Entwurf eines Ge-

setzes zur Änderung besoldungs- und beamtenrechtlicher Vorschriften (Drs. 19/746) 

ebenfalls beabsichtigt, sind eigenständig in Anlage 7 zum SHBesG geregelt. 

Sofern mit der Bezeichnung “Stellenbewertung“ der Zeitpunkt nach Übernahme in ein 

Beamtenverhältnis auf Probe gemeint ist, gilt das Folgende: 

Nach dem vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Änderung besoldungs- und be-

amtenrechtlicher Vorschriften (Drs. 19/746) ist beabsichtigt, das Einstiegsamt in der 

Laufbahn der Allgemeinen Dienste der LG 1, 2. Einstiegsamt (vorher mittlerer Dienst) 

von A 6 auf A 7 zum 1.1.2019 anzuheben. Damit soll ein Gleichklang für die Allge-

meine Verwaltung mit anderen Laufbahnen hergestellt werden.  
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In der Steuerverwaltung hatte und hat die mit Wirkung zum 01.01.2016 vorgenom-

mene Anhebung der Eingangsbesoldung von A 6 nach A 7 keine Auswirkung auf das 

Verhältnis von Tarifbeschäftigten zu Beamten, da Ausbildung und Übernahme nach 

bestandener Laufbahnprüfung ausschließlich im Beamtenverhältnis erfolgen. 

Eine besondere Situation besteht bezüglich der Polizeivollzugskräfte, deren Ein-

gangsamt A 8 ist; dies resultiert aus den besonderen Anforderungen und Lehrinhal-

ten. Auswirkungen auf die Ausbildungssituation sind nicht erkennbar.  

Dies gilt ebenso für den Bereich des Justizvollzugs, in welchem das Eingangsamt 

ebenfalls A 8 ist. 

Für die Serviceeinheiten der Gerichte und Staatsanwaltschaften ist das Einstiegsamt 

der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte (Justizobersekretärinnen und Justizober-

sekretäre) die Besoldungsgruppe A 7, während die Justizfachangestellten je nach 

übertragenem Aufgabenbereich in den Entgeltgruppen 6 bis 9 TV-L eingruppiert sind. 

Auf die Ausbildungssituation ergeben sich jedoch keine Auswirkungen.  

 

17. Welche Praktika bietet das Land für Schüler*innen und Student*innen oder zur 

Berufsorientierung an und zu welchen Rahmenbedingungen? (z.B. Vergütungs-

pflicht, Höhe der Vergütung, Dauer, gesetzliche Grundlagen) 

Das Land bietet Praktikumsplätze grundsätzlich je nach Kapazitäten an. Allen Aus-

bildungsbereichen ist daran gelegen, möglichst vielen jungen Menschen einen Ein-

blick in die Arbeit beim Land Schleswig-Holstein bieten zu können.  

Im Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung (MJEVG) 

wird eine einheitliche Konzeptionierung derzeit von einer Arbeitsgruppe erarbeitet. 

Im Landesarchiv gibt es zum Beispiel jährlich ca. fünf bis sieben berufsorientierte 

Praktikumsplätze, vor allem für Schülerinnen und Schüler sowie Studierende. Auch 

die Landesfeuerwehrschule bietet Praktika für Studierende der einschlägigen Fach-

richtungen der Hochschule für angewandte Wissenschaften Hamburg an. In der 

Steuerverwaltung handelt sich um ein- oder zweiwöchige Berufspraktika im Rahmen 

der Berufsorientierung (8./9 Schuljahr) oder Wirtschaftspraktika (12. Schuljahr) . Im 

Bereich des Justizvollzuges stehen jährlich zwei Praktikumsstellen für die staatliche 

Anerkennung des Bachelors Soziale Arbeit zur Verfügung. Die Praktika umfassen 

jeweils ein Jahr. 

Die Rahmenbedingungen eines Praktikums ergeben sich aus der Richtlinie der Tarif-

gemeinschaft deutscher Länder über die Durchführung von Praktika und die Gewäh-

rung von Praktikumsvergütungen (Praktika-Richtlinie der TdL) vom 1. Juni 2016. 
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18. Welche Referendariate bietet das Land an und zu welchen Rahmenbedingun-

gen? In welchem Umfang werden Referendar*innen anschließend übernommen? 

 

Referendariat Dauer Vergütung/ 

Besoldung 

Übernahme-

quote 

Rechtsreferenda-
riat 

2 Jahre 1.164,79 € ca. 8 % 

Das Rechtsreferendariat – anders als z.B. die Rechtspflegerausbil-
dung – ist nicht unmittelbar auf die Übernahme der Absolventinnen 
und Absolventen in den Dienst des Landes ausgerichtet. 
Ein erheblicher Teil der Assessorinnen und Assessoren tritt nicht 
unmittelbar nach dem Zweiten Staatsexamen in den höheren Justiz-
dienst ein, sondern arbeitet zunächst vielfach als Rechtsanwältin, 
Rechtsanwalt oder in Wirtschaftsunternehmen und tritt erst später in 
die Justiz ein. 
 

Lehramtsreferen-
dariat 

1,5 Jahre 

Lehramt für Fachpraxis an berufsbil-
denden Schulen:  

1.191,22 € 

Lehramt an Grundschulen:  

1.337,83 € 

Lehrämter für Sonderpädagogik und 
an Gemeinschaftsschulen: 

1.371,19 € 
Lehrämter an Gymnasien und Ge-

meinschafts-schulen und an berufsbil-
denden Schulen: 

1.407,81 € 

68,0% 

- Ausbildung in Teilzeit möglich 
- Lehrkräfte, die den Vorbereitungsdienst erfolgreich abge-

schlossen haben, bewerben sich dann auf von den Schulen 
ausgeschriebene Stellen. 

- Besonderheit: Nur knapp 60% der Lehrkräfte im Vorberei-
tungsdienst haben die erste Staatsprüfung in Schleswig-
Holstein erworben 

 

Archiv-
referendariat 
 

2 Jahre   

Derzeit nicht angeboten. 

Brand-
referendariat 2 Jahre 1.371,19 € 

Wenig Bedarf im 

Landesdienst 

In Schleswig-Holstein gibt es eine langjährige Absprache zwischen 

dem Städteverband und dem Innenministerium in der vereinbart 

wurde, dass Brandreferendarinnen und Brandreferendare nur vom 

Referat 33 im MILI ausgebildet werden. 

Vermessungsre-
ferendariat 

2 Jahre 1.371,19 € i.d.R. keine 

Übernahme 

Ausbildung ist notwendige Voraussetzung zur Bestellung zum ÖbVI 
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Baureferendariat  
Wasserwirtschaft 

2 Jahre 1.407,81 € 100% 

Baureferendariat  
Landespflege 

2 Jahre 1.407,81 € 100% 

Baureferendariat  
Technischer Um-
weltschutz 

2 Jahre 1.407,81 € 100% 

Landwirtschafts-
referendariat 

2 Jahre 1.407,81 € 100% 

Fischereireferen-
dariat 

2 Jahre 1.407,81 € 100% 

Baureferendariat  
Straßenwesen  

2 Jahre 

ca. 1.300 € 

Zahlung von 50% zzgl.  

Anwärtersonderzuschlägen 

100% 

 

Vorbereitungs-

dienst nach Ab-

schluss eines Ba-

chelors 

Dauer Vergütung / 

Besoldung 

Übernahmequote 

Geoinformations-
oberinspektor/in 

15 Monate 1191,22 
eine Übernahme wird i.d.R. an-

gestrebt 

Regierungsober-
brandinspektor/in 

2 Jahre 1.191,22 

Übernahme durch die Landes-
feuerwehrschule bei Bedarf; 

ansonsten Verwendung bei den 
Berufsfeuerwehren 

Regierungsoberbau-
inspektor/in 
Landespflege 

1,5 Jahre 1.191,22 100 % 

Regierungsoberbau-
inspektor/in 
Wasserwirtschaft 

1,5 Jahre 1.191,22 100 % 

Regierungsvermes-
sungsoberinspek-
tor/in 

1,5 Jahre 1.191,22 100 % 

Regierungslandwirt-
schaftsoberinspek-
tor/in 

1,5 Jahre 1.191,22 100 % 

Gewerbeoberin-
spektor/in 

1,5 Jahre 1.191,22 € 100% 

Regierungsoberbau-
inspektor/in (Stra-
ßenbau)  

2 Jahre 

ca. 1.100 € 

zzgl. Zahlung 

von 50%    

Anwärter-

sonderzu-

schlägen 

100% 
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19. Wie hat sich das Angebot an Ausbildungsplätzen, Praktikumsplätzen, Refe-

rendariaten und Plätzen in dualen Studiengängen beim Land Schleswig-Holstein 

grundsätzlich in den letzten 5 Jahren entwickelt? 

Das Angebot richtet sich nach den Bedarfen und Kapazitäten der Landesbehörden 

sowie nach den an das Land gerichteten gesellschaftlichen Anforderungen.  

Die Landesverwaltung ist bestrebt, so vielen jungen Menschen wie möglich einen 

Einblick in die Landesverwaltung und deren Berufe zu ermöglichen, wie auch qualifi-

zierten Nachwuchs auszubilden. 

Aufgrund des doppelten Abiturjahrganges G8/G9 im Jahr 2016 die Einstellungszah-

len in einigen Bereichen erhöht, um den Schulabgängern eine entsprechende Be-

rufsperspektive anbieten zu können. 

* Der Einsatz von Praktikantinnen und Praktikanten sowie die Praktikumsplätze sind 

aufgrund der überwiegend dezentralen Zuständigkeiten nicht vollständig erfasst. 

 

20. Wie wird grundsätzlich die Zusammenarbeit bzw. Konkurrenzsituation mit an-

deren Bundesländern bewertet? 

Zusammenarbeit: 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 

2034) wurden mit Wirkung zum 1. September 2006 die Gesetzgebungskompetenzen 

im öffentlichen Dienstrecht neu geordnet. Für das Besoldungs-, Beamtenversor-

gungs- und Laufbahnrecht der Landes- und Kommunalbeamtinnen und - beamten 

haben die Länder die Kompetenz erhalten, eigenständige Regelwerke zu schaffen. 

Die Rahmenkompetenz des Bundes entfiel. 

Ziel war es, durch diese weitgehende Übertragung der Kompetenzen im öffentlichen 

Dienstrecht die Personalhoheit der Länder zu stärken. Die Regelung der grundle-

genden Statusangelegenheiten wurde dem Bundesgesetzgeber als Gegenstand der 

konkurrierenden Gesetzgebung übertragen (Artikel 74 Absatz 1 Nr. 27 GG). Die 

bundeseinheitlichen Statusregelungen dienen insbesondere der Sicherung der län-

derübergreifenden Mobilität der Bediensteten (BT-Drs. 16/813, S. 14).  

Anzahl an… 2014 2015 2016 2017 2018 

Ausbildungsplätze 278 266 291 289 271 

Praktikumsplätze* 295 311 322 364 340 

Referendariate 2.409 2.238 2.128 2.159 2.248 

Duale Studiengänge 181 182 385 314 394 
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Das am 1. April 2009 in Kraft getretene Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) vom 

17.06.2008, BGBl. I S. 1010, enthält vor diesem Hintergrund zur Gewährleistung ei-

ner einheitlichen Anwendung des Dienstrechts für die Landes- und Kommunalbeam-

tinnen und -beamten einheitlich geltende Regelungen. Wesentliche Grundlagen wie 

z.B. die Begründung oder Beendigung eines Beamtenverhältnisses und die Rechte 

und Pflichten der Beamtinnen und Beamten werden darin nahezu abschließend ge-

regelt. Im Übrigen sind die Länder zur Gesetzgebung befugt (vgl. BT-Drs. 16/4027).   

Über die Fortentwicklung des Dienstrechts in Bund und Ländern findet ein regelmä-

ßiger Austausch in den zuständigen bund-/ länderübergreifenden Gremien statt.  

Darüber hinaus besteht eine enge Zusammenarbeit der norddeutschen Länder auf 

dem Gebiet des Dienstrechts. Diese geht zurück auf einen Beschluss der Regie-

rungschefs der norddeutschen Länder (Konferenz Norddeutschland, KND) vom 

11. April 2007. Darin wurde ein Konsultationsverfahren bei dienstrechtlichen Vorha-

ben (Status- und Laufbahnrecht, Besoldungsrecht, Beamtenversorgungsrecht) be-

schlossen. Die Zielsetzung besteht darin, im Rahmen der landesrechtlichen Verant-

wortlichkeiten und unbeschadet der Rechte der Landesparlamente die Grundstruktu-

ren so auszugestalten, dass eine dienstherrenübergreifende Mobilität gesichert und 

eine gleichgerichtete Entwicklung des öffentlichen Dienstrechts in den norddeut-

schen Ländern gefördert wird.  

Infolgedessen haben die norddeutschen Länder z.B. das Laufbahnrecht der Beam-

tinnen und Beamten einschließlich der Regelungen über die geforderten Qualifikatio-

nen für den Zugang zum Beamtenverhältnis gleichgerichtet entwickelt und bis zum 

März 2008 gemeinsam ein (Muster-)Landesbeamtengesetz erarbeitet. Dieses bildete 

die Grundlage für das durch Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Landesbe-

amtenrechts vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93, ber. S. 261) neu gefasste 

Landesbeamtengesetz für Schleswig- Holstein.  

Die Zusammenarbeit der norddeutschen Länder auf dem Gebiet des Dienstrechts 

hat sich insgesamt sehr positiv entwickelt. Der fachliche Austausch in dienstrechtli-

chen Angelegenheiten wurde deutlich intensiviert. Das Konsultationsverfahren ist als 

fester Bestandteil in den Rechtsetzungsverfahren der norddeutschen Länder zum 

öffentlichen Dienstrecht etabliert und erstreckt sich auch auf die jeweiligen Ausbil-

dungs- und Prüfungsordnungen. Insbesondere das Status- und Laufbahnrecht wurde 

im Rahmen der o. g. Zielsetzung so weiterentwickelt, dass das Ziel einer dienst-

herrnübergreifenden Mobilität sowie die Förderung einer gleichgerichteten Entwick-

lung des Dienstrechts im norddeutschen Raum nicht beeinträchtigt werden. 

Vor diesem Hintergrund wird die Zusammenarbeit mit den anderen Bundesländern 

ressortübergreifend als sehr gut und vertrauensvoll bewertet, was außerdem die fol-

genden Beispiele aus einzelnen Ressorts unterstreichen: 
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Über einen regelmäßigen Austausch bei verschiedenen Arbeitstreffen hinaus, finden 

zum Beispiel im Bereich des LVermGeo gemeinsame Seminarangebote statt. Auch 

erfolgt eine gemeinsame Teilnahme an Unterweisungsgemeinschaften.  

Als ein weiteres Beispiel ist die Ausbildung für Brandreferendarinnen und -

Referendare oder Brandoberinspektoranwärterinnen und -anwärter zu nennen, die 

an verschiedenen Einrichtungen der norddeutschen Bundesländer durchgeführt wird. 

Die Ausbildungsabschlüsse für die Brandreferendarinnen und -referendare erfolgen 

dann zentral am Institut der Feuerwehr in Nordrhein-Westfalen. 

Im Bereich der Rechtsreferendare besteht die Möglichkeit, sich für einzelne Ausbil-

dungsstationen mit einem „Gaststatus“ in ein anderes Bundesland zuweisen lassen 

können.  

Bei der Referentenausbildung im Bereich der technischen Dienste wird durch eine 

Zentralisierung der Prüfungen und gemeinsamer Lehrgänge eine vergleichbare Aus-

bildung sichergestellt und eine Mobilität ermöglicht. 

Ein Erfahrungsaustausch wird insgesamt als gewinnbringend angesehen. 

Konkurrenzsituation: 

Es lässt sich im Hinblick auf Fragen länderübergreifender Konkurrenz keine grund-

stürzende Veränderung gegenüber früheren Situationen feststellen. Insgesamt be-

steht seit jeher eine Konkurrenzsituation zu anderen Bundesländern. Die Spürbarkeit 

variiert je nach Ausbildungsberufen und der Lage innerhalb Schleswig-Holsteins.  

 

In der Steuerverwaltung wird die Bewerberlage bei den Finanzämtern Pinneberg und 

Stormarn aufgrund der Randlage und Nähe zu Hamburg schlechter bewertet als bei 

den anderen Finanzämtern in Schleswig-Holstein. In der Vergangenheit konnten 

trotzdem alle Ausbildungsplätze besetzt werden. 

 

Im Bereich des vergleichbar gehobenen und vergleichbar höheren Dienstes gibt es 

im LVermGeo eine hohe Konkurrenzsituation mit anderen Bundesländern. Der Kon-

kurrenzdruck liegt darin begründet, dass die Hochschulabsolventen bundesweit an-

geworben werden und andere Bundesländer bereits Zulagen für Bewerberinnen und 

Bewerber in MINT-Berufen gewähren. 

Um den Nachwuchs für Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte, also um diejenigen Juristinnen und Juristen, die das Zweite Juristi-

sche Staatsexamen abgelegt haben und eine Tätigkeit im höheren Justizdienst auf-

nehmen wollen, konkurriert Schleswig-Holstein vorrangig mit der Freien und Hanse-

stadt Hamburg .  
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Im Bereich der Referendarausbildung hat Schleswig-Holstein insbesondere gegen-

über Hamburg den Vorteil der nach wie vor deutlich kürzeren Wartezeiten, so dass 

stets eine nennenswerte Anzahl von Juristinnen und Juristen, die an den Hamburger 

Hochschulen studiert und im Hamburg ihr erstes Staatsexamen abgelegt haben, das 

Rechtsreferendariat in Schleswig-Holstein absolviert.  

Ob und in welchem Umfang zukünftig auch eine Konkurrenzsituation mit Mecklenburg-

Vorpommern dadurch entstehen wird, dass dort Rechtsreferendarinnen und ­referen-

dare wieder verbeamtet werden sollen, bleibt abzuwarten. Selbst wenn dadurch eine 

stärkere Nachfrage nach Referendarplätzen auch bei schleswig-holsteinischen 

Rechtskandidatinnen und -kandidaten ausgelöst werden sollte, dürfte die „Abwande-

rung“ zahlenmäßig überschaubar bleiben, weil Mecklenburg-Vorpommern insgesamt 

nur geringe Ausbildungskapazitäten für Rechtsreferendarinnen und Referendare hat.  

 

Allgemeine Verwaltung  

21. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden im 

Bereich der allgemeinen Verwaltung jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und 

in welchen Ausbildungsberufen? 

 

22. Werden durch das Land derzeit Verwaltungsfachangestellte ausgebildet und 

wenn ja in welcher Zahl? Wenn nein, warum nicht? 

Verwaltungsfachangestellte werden nicht ausgebildet. Derzeit erfolgt eine Konzentra-

tion auf die zweijährige Ausbildung zur Verwaltungswirtin bzw. zum Verwaltungswirt. 

Voraussetzung ist grundsätzlich der Mittlere Schulabschlusses (MSA). Die Beratung 

und das Auswahlverfahren sind darauf fokussiert, für dieses Ausbildungsangebot 

eine ausreichend große Anzahl an Bewerber/innen zu finden. Die verbeamteten 

Nachwuchskräfte sind flexibel in allen Einsatzgebieten einsetzbar. Diese Ausbildung 

erweist sich daher als deutlich überlegen und attraktiver. Eine Ausbildung zum Ver-

waltungsfachangestellten dauert dagegen ein Jahr länger und würde einen zusätzli-

chen Bedarf an Praxisstellen und die Bindung zusätzlicher Kapazitäten bedeuten. 

Anzahl an Plätzen für eine Ausbil-
dung oder ein duales Studium 

2014 2015 2016 2017 2018 

Verwaltungswirt/in  
(Regierungssekretär/in) 

11 15 21 16 18 

Bachelor of Arts  
Public Administration  
(Regierungsinspektor/in) 

24 30 41 31 31 
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Dies wäre auch vor dem Hintergrund, verstärkt Praktikumsplätze für Schülerinnen 

und Schülern anbieten zu können, kontraproduktiv. 

 

23. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium in der allgemeinen Verwaltung erfüllen? 

Ausbildung und Studium werden im Beamtenverhältnis absolviert. Einstellungsvo-

raussetzung sind die deutsche oder eine EU-Staatsangehörigkeit oder die Staatsan-

gehörigkeit eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder eines Drittstaates, dem Deutschland und die EU vertraglich 

einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikationen einge-

räumt haben, sowie die Einhaltung der Altersgrenze von 45 Jahren nach § 48 Lan-

deshaushaltsordnung, für die Ausbildung in der Regel mindestens der MSA, für das 

Studium mindestens der theoretische und berufspraktische Teil der Fachhochschul-

reife. Ferner ist die gesundheitliche Eignung durch ein amtsärztliches Zeugnis nach-

zuweisen und durch die Bewerberin bzw. den Bewerber die "geordneten wirtschaftli-

chen Verhältnisse" zu erklären. Das Ausbildungsreferat fordert zudem einen Bun-

deszentralregisterauszug an.    

 

24. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich der allgemeinen Ver-

waltung? 

Die Anzahl der angebotenen Ausbildungs- und Studienplätze orientiert sich nach den 

Berechnungen der Bedarfe, insbesondere nach den prognostizierten Altersabgängen. 

 

25. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung in den allgemeinen Verwal-

tungsdienst übernommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernom-

men? Wie viele Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Über-

nahme verzichtet? 

 

Jahr Über-

nahme 

ge-
samt 

Verwaltungswirt/in  
(Regierungssekre-
tär/in) 

ge-
samt 

Bachelor of Arts 
Public Administrati-
on 
( Regierungsinspek-
tor/in) 

2014 

unbefristet 

12 

12 Keine Angabe möglich* 

befristet 0 

Verzicht 0 
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* Die Daten sind aus den Aktenbeständen nicht ersichtlich. Die Ausbildungsakten 

werden nach Ausbildungsabschluss in der E-Akte grundsätzlich gelöscht.  

 

26. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der allgemeinen Verwaltung abgebrochen haben 

und welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die 

die Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen 

abbrechen mussten? 

Die Ausbildung zur Verwaltungswirtin bzw. zum Verwaltungswirt wurde innerhalb der 

letzten fünf Jahre von einem der Auszubildenden aufgrund nicht bestandener Prü-

fungsleistungen beendet und von fünf weiteren Auszubildenden aufgrund gesund-

heitlicher Umstände oder durch den Wunsch eines Berufswechsels abgebrochen. 

Das Studium Bachelor of Arts - Public Administration wurde innerhalb der letzten fünf 

Jahre von fünf Studierenden aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen beendet 

und von einem weiteren Studierenden aufgrund persönlicher Umstände abgebro-

chen. 

 

27. In welchem Ausmaß werden in der allgemeinen Verwaltung Verbeamtungen 

vorgenommen? 

Der Vorbereitungsdienst findet grundsätzlich im Beamtenverhältnis auf Widerruf statt, 

daher ist im Falle einer Übernahme auch die Einstellung in ein Beamtenverhältnis auf 

Probe vorgesehen. Bei einem schwachen Leistungsbild oder aus gesundheitlichen 

Gründen kann im Einzelfall eine Übernahme in einem befristeten oder unbefristeten 

Beschäftigungsverhältnis erfolgen.  

2015 

unbefristet 

13 

13  

Keine Angabe möglich* 

 

befristet 0 

Verzicht 0 

2016 

unbefristet 

15 

15 

20 

20 

befristet 0 0 

Verzicht 0 0 

2017 

unbefristet 

15 

14 

24 

23 

befristet 0 0 

Verzicht 1 1 

2018 

unbefristet 

20 

18 

21 

21 

befristet 0 0 

Verzicht 1 0 
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28. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen im Bereich der allgemeinen Verwaltung im Ver-

gleich mit anderen Bundesländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Das Land Schleswig-Holstein bildet grundsätzlich bedarfsgerecht aus. Darüber hin-

aus wird aufgrund der in den nächsten Jahren erwarteten Altersabgänge zusätzlich 

ausgebildet, wenn ausreichend geeignete Bewerberinnen und Bewerber vorhanden 

sind. Grundlage sind neben regelmäßigen Abfragen in den Ressorts bestehende Er-

fahrungswerte.  

Im Vergleich zum Bund und anderen Ländern ist festzustellen, dass die Problemlage 

im Wesentlichen gleich geartet ist (Sitzung des Unterausschusses „Personal und öf-

fentliches Dienstrecht“ des AK VI der IMK am 8. und 9. März 2018). Beim Bund und 

überwiegend in den Ländern werden insbesondere sinkende Bewerberzahlen, min-

destens aber sinkende Zahlen hinsichtlich geeigneter Bewerberinnen und Bewerber 

genannt. 

 

29. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung in 

der allgemeinen Verwaltung zu steigern? 

Das Land SH hat verschiedene Maßnahmen eingeleitet, um eine Ausbildung oder 

ein duales Studium im Bereich der Laufbahn Allgemeine Dienste bzw. den Landes-

dienst attraktiver zu gestalten. So wird für die meist heterogen zusammengesetzten 

Jahrgänge in der LG 1, 2. Einstiegsamt eine Teambildungsmaßnahme durchgeführt. 

Für die Anwärterinnen und Anwärter der LG 1, 2. Einstiegsamt übernimmt das Land 

darüber hinaus ab 1. August 2018 sämtliche Kosten am Standort Bordesholm (Un-

terkunfts- und Verpflegungskosten, Gebühren).  

Alle Anwärterinnen und Anwärter haben außerdem die Möglichkeit, sich zur Ausbil-

dungsbotschafterin bzw. zum Ausbildungsbotschafter ausbilden zu lassen. Die An-

wärterinnen und Anwärter können sich in Teilbereichen proaktiv einbringen (z.B. 

Auswahl der Praxisstationen, Wahl der Module, Einbringung von Verbesserungsvor-

schlägen). Ferner wird auf Frage 16. verwiesen (Anhebung der Eingangsbesoldung 

und der Anwärterbezüge). 

Um die Attraktivität der LG 1., 2. Einstiegsamt der Fachrichtung Allgemeine Dienste 

zu erhöhen, ist vorgesehen, das Einstiegsamt von Besoldungsgruppe A 6 nach Be-

soldungsgruppe A 7 anzuheben (Entwurf eines Gesetzes zur Änderung besoldungs- 

und beamtenrechtlicher Vorschriften vom 29. Mai 2018, Drs. 19/746). 
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30. Welche Kosten entstehen dem Land für Ausbildung und Studium in der allge-

meinen Verwaltung? 

Die für die Ausbildung und das duale Studium erforderlichen Finanzmittel sind im 

Einzelplan/Kapitel 0305 veranschlagt. Im Jahr 2018 stehen Mittel für Sachaufwen-

dungen in Höhe von 2,18 Mio € und für Personalkosten in Höhe von 2,98 Mio € zur 

Verfügung.  

Die Beträge beinhalten auch die Mittelbedarfe für die Einstellung von Nachwuchsju-

risten der Allgemeinen Verwaltung. Aus dem genannten Budget wird zudem zentral 

der Kostenanteil des Landes für den Betrieb der Fachhochschule für Verwaltung und 

Dienstleistung für Studierende des Landes der Fachbereiche Verwaltung, Steuer und 

Polizei getragen. 

Darüber hinaus fallen die Gebühren für die einzelnen Anwärterinnen und Anwärter 

direkt bei den Dienstherren bzw. Ressorts an (siehe Frage 134). 

 

31. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich der all-

gemeinen Verwaltung zur Verfügung? 

Die Landesregierung vertritt die Auffassung, dass genügend Stellen für Ausbildungs- 

und Studienplätze in der Allgemeinen Verwaltung vorhanden sind.  

 

32. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind in der allgemei-

nen Verwaltung geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Die Anzahl der angebotenen Ausbildungs- und Studienplätze orientiert sich nach den 

Bedarfen der Ressorts. (S. Fragen 28 u. 31.) 

Hinsichtlich der qualitativen Verbesserung sind folgende Maßnahmen angestoßen 

worden bzw. in Planung: 

- Optimierung der Ausbildungsinhalte in der LG 1, 2.; 

- verbesserte Unterrichtsbedingungen / Neues Multifunktionsgebäude in Bor-

desholm / VAB (Investition des Schulvereins / Kommunen in Höhe von über   

5 Mio. €); 

- Erhöhung Anteil Hauptamtlerinnen und Hauptamtler an der FHVD, u.a. zu-

sätzliche Einstellung einer Dozentin oder eines Dozenten für den Bereich 

Recht der Informationstechnik / Datenschutz; 

- Maßnahmen zur Gewinnung von nebenamtlichen Lehrbeauftragten;  
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- Sicherstellung ausreichender Lehrgruppen- und Dozentenräume (Anmietung / 

Anbau); 

- Entwicklung eines Studienganges Verwaltungsinformatik, alternativ eines ent-

sprechenden Qualifizierungsangebotes; 

- Zusammenarbeit FHVD mit der Universität zu Lübeck (Letter of Intent) zum 

Thema E Government. 

 

Archive 

33. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden im 

Bereich der Archive jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in welchen 

Ausbildungsberufen? 

 

34. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium in den Archiven erfüllen? 

In der im Landesarchiv derzeit angebotenen Ausbildung zur Diplom-Archivarin bzw. 

zum Diplom-Archivar werden die Fachhochschulreife sowie Kenntnisse in zwei 

Fremdsprachen, von denen eine Latein oder Französisch sein muss, vorausgesetzt. 

 

35. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich der Archive? 

Die Zahl der Ausbildungsstellen zur Diplom-Archivarin bzw. zum Diplom-Archivar 

orientiert sich am anzunehmenden Bedarf bei der Besetzung von Stellen für die ent-

sprechende Archivlaufbahn. 

 

36. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung in den Bereich der Archive 

übernommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie viele 

Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme verzich-

tet? 

In den letzten fünf Jahren  wurde eine von fünf fertig gewordenen Nachwuchskräften 

nach dem Studium zur Diplom-Archivarin bzw. zum Diplom-Archivar unbefristet 

übernommen. 

Anzahl an Plätzen für eine Ausbil-
dung oder ein duales Studium 

2014 2015 2016 2017 2018 

Diplom-Archivar/in 
(Archivinspektor/in) 

2 2 2 2 3 



Drucksache 19/1007 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 

 

28 

37. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der Archive abgebrochen haben und welche 

Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die Ausbil-

dung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen abbrechen 

mussten? 

In den letzten fünf Jahren wurde das Studium zur Diplom-Archivarin bzw. zum dip-

lom-Archivar von einer Nachwuchskraft aus privaten Gründen abgebrochen. 

 

38. In welchem Ausmaß werden im Bereich der Archive Verbeamtungen vorge-

nommen? 

Archivanwärterinnen und -anwärter leisten einen Vorbereitungsdienst im Beamten-

verhältnis auf Widerruf. Planstellen im Archivdienst werden grundsätzlich im Beam-

tenverhältnis besetzt. 

 

39. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen im Bereich der Archive im Vergleich mit anderen 

Bundesländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Umfang und Qualität sind, orientiert an der Größe des Bundeslandes, als gut einzu-

ordnen. 

 

40. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung in 

den Archiven zu steigern? 

Das Landesarchiv wirbt auf seinen Internetseiten, bei Hausführungen insbesondere 

bei der Gruppe junger Menschen (Schulen, Hochschulen) und bietet berufsorientierte 

Praktika an. 

 

41. Welche Kosten entstehen dem Land für Ausbildung und Studium im Bereich 

der Archive? 

Es entstehen jährliche Kosten in Höhe von rund 25.000 € pro Anwärterin bzw. An-

wärter. 

 

42. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich der Archi-

ve zur Verfügung? 

Der Ausbildungsumfang von drei Nachwuchskräften in der Laufbahngruppe 2, erstes 

Einstiegsamt des Laufbahnzweigs Archivdienst deckt den im Lande zu erwartenden 
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Bedarf an entsprechend ausgebildeten Nachwuchskräften ab. Auch entspricht er den 

derzeitigen personellen und logistischen Möglichkeiten des Landesarchivs. 

 

43. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind im Bereich der 

Archive geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Die Archivausbildung wird in zunehmendem Maße der steigenden Bedeutung elekt-

ronischer Archivierung Rechnung tragen. Eine Erhöhung der Auszubildendenzahl ist 

2018 erfolgt. 

 

Steuerverwaltung  

44. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden im 

Bereich der Steuerverwaltung jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in 

welchen Ausbildungsberufen? 

 

 

45. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium in der Steuerverwaltung erfüllen? 

Finanzwirtin bzw. Finanzwirt: 

- Mittlere Schulabschluss oder ein gleichwertig anerkannter Bildungsstand  

 

Duales Studium zur Diplom-Finanzwirtin oder zum Diplom-Finanzwirt: 

-  Abitur oder die Fachhochschulreife 

 

Für beide Ausbildungen sind weitere Voraussetzungen die Bereitschaft, innerhalb 

des Landes Schleswig-Holstein uneingeschränkt versetzbar zu sein, sowie die Erfül-

lung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Berufung in ein Beamtenverhältnis. 

 

Anzahl an Plätzen für eine Aus-
bildung oder  
ein duales Studium 

2014 2015 2016 2017 2018 

Finanzwirt/in 
(Steuerobersekretär/in) 

57 58 75 70 60 

Diplom-Finanzwirt/in 
(Steuerinspektor/in) 

55 55 69 56 105 
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46. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen in der Steuerverwaltung? 

Bei der Nachwuchsbedarfsberechnung werden die zu erwartenden Personalabgänge 

und organisatorische Maßnahmen mit Auswirkung auf den Personalbedarf zugrunde 

gelegt. 

 

47. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung in der Steuerverwaltung über-

nommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie viele Aus-

zubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme verzichtet? 

 

 

48. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der Steuerverwaltung abgebrochen haben und 

welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die 

Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen abbre-

chen mussten? 

Die Ausbildung zur Finanzwirtin bzw. zum Finanzwirt wurde innerhalb der letzten fünf 

Jahre von neun der 241 Auszubildenden aufgrund nicht bestandener Prüfungsleis-

tungen abgebrochen. Weitere 26 Anwärterinnen bzw. Anwärter haben die Ausbil-

Jahr Über-

nahme 

ge-
samt 

Finanzwirt/in 
(Steuerobersekre-
tär/in) 

ge-
samt 

Diplom-Finanzwirt/in 
(Steuerinspektor/in) 

2014 

unbefristet 

27 

27 

22 

22 

befristet 0 0 

Verzicht 0 0 

2015 

unbefristet 

50 

50 

32 

32 

befristet 0 0 

Verzicht 0 0 

2016 

unbefristet 

51 

51 

43 

43 

befristet 0 0 

Verzicht 0 0 

2017 

unbefristet 

54 

54 

43 

43 

befristet 0 0 

Verzicht 0 0 

2018 

unbefristet 

60 

59 

44 

44 

befristet 0 0 

Verzicht 1 0 
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dung aufgrund von Leistungsproblemen oder durch den Wunsch eines Berufswech-

sels abgebrochen. 

Das Studium zur Diplom-Finanzwirtin bzw. zum Diplom-Finanzwirt wurde innerhalb 

der letzten fünf Jahre von neun der 184 Studierenden aufgrund nicht bestandener 

Prüfungsleistungen und von weiteren 34 weiteren Studierenden aufgrund persönli-

cher Umstände, Leistungsproblemen oder anderweitiger beruflicher Orientierung ab-

gebrochen. 

 

49. In welchem Ausmaß werden im Bereich der Steuerverwaltung Verbeamtungen 

vorgenommen? 

Die Anwärterinnen und Anwärter werden während ihrer Ausbildung bzw. während 

ihres Studiums in das Beamtenverhältnis auf Widerruf ernannt. Nach bestandener 

Prüfung werden die zu übernehmenden Anwärterinnen und Anwärter in das Beam-

tenverhältnis auf Probe übernommen. 

 

50. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen in der Steuerverwaltung im Vergleich mit anderen 

Bundesländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Die Ausbildung in der Steuerverwaltung ist durch die Steuerbeamtenausbildungs- 

und -prüfungsordnung bundeseinheitlich geregelt und daher in allen Bundesländern 

einheitlich. 

In 2017 hat Schleswig-Holstein im Vergleich zum Bundesschnitt vergleichbare Aus-

bildungsquoten in der Laufbahngruppe 1.2 (Durchschnitt aller Länder 2,5%, Land SH 

2,1%). In der Laufbahngruppe 2.1 lag die Ausbildungsquote 2017 in SH unter dem 

Durchschnitt aller Länder (3,5%, SH 1,7%). Die erhöhten Einstellungszahlen in Lauf-

bahngruppe 2.1 ab dem Einstellungsjahr 2018 führen wieder zu einer vergleichbaren 

Quote von 3,3%. 

 

51. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung in 

der Steuerverwaltung zu steigern? 

Alle Finanzämter des Landes bilden aus. Damit wird erreicht, dass die Ausbildung 

wohnortnah durchgeführt wird.  

In den Finanzämtern haben sich die eingerichteten Ausbildungsbezirke bewährt. Die 

Nachwuchskräfte arbeiten in der praktischen Ausbildung an echten Fällen und kön-

nen so besser Gesamtzusammenhänge erkennen. Zur optimalen Durchführung der 
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praktischen Ausbildung werden die im Ausbildungsbezirk tätigen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter besonders in Didaktik geschult.   

Der Zeitraum zwischen Einstellungszusage und Beginn der Ausbildung ist mit ca. 9 

Monaten relativ lang. Um frühzeitig eine Bindung aufzubauen, wurden im Rahmen 

des Onboarding Veranstaltungen zum gegenseitigen Kennenlernen organisiert. Die-

se sind von den Nachwuchskräften sehr positiv aufgenommen worden. 

Bereits zum 01.01.2016 wurde das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der 

Laufbahn der Steuerverwaltung von A 6 auf A 7 gehoben 

 

52. Welche Kosten entstehen dem Land für die Ausbildung in der Steuerverwal-

tung? 

Die für Ausbildung und duales Studium in der Steuerverwaltung erforderlichen Fi-

nanzmittel sind im Einzelplan/Kapitel 0505 veranschlagt. Der Haushaltsansatz 2018 

für Sachaufwendungen (Ausbildungstitel 0505-525 01) beträgt 1.554,1 T€. Für die 

Anwärterbezüge der Beamtinnen und Beamten im Vorbereitungsdienst der Steuer-

verwaltung werden 2018 voraussichtlich ca. 4.600 T€ verausgabt.  

Für das Bildungszentrum der Steuerverwaltung werden 2018 voraussichtlich folgen-

de Kosten anfallen (s.a. Frage 134): Personalkosten 1.100 T€, Sachkosten 152 T€, 

Bewirtschaftungskosten 573 T€. Außerdem entstehen Bewirtschaftungskosten für die 

Interimsunterkunft in Eutin in Höhe von 161 T€. Mit den Haushaltsmitteln für das Bil-

dungszentrum sind sämtliche Aufgaben des BiZSteuer (Aus- und Fortbildung der 

Steuerverwaltung) abgedeckt. 

 

53. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen in der Steuerverwal-

tung zur Verfügung? 

Ja. 

 

54. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind in der Steuerver-

waltung geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Die zu erwartenden Personalabgänge und organisatorischen Maßnahmen mit Aus-

wirkung auf den Personalbedarf werden bei der Nachwuchskräftebedarfsberechnung 

zugrunde gelegt. Neben zunehmender Aufgabenverlagerungen hin zu höherwertigen 

Tätigkeiten in der Steuerverwaltung ist dabei auch zu berücksichtigen, dass beab-

sichtigt ist, die aktuelle Unterbesetzung der Betriebsprüfungsstellen zurückzuführen. 
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Aus diesen Gründen sind die Einstellungszahlen für die Laufbahngruppe 2.1 unter 

Berücksichtigung der Arbeitsverlagerungen aus der Laufbahngruppe 1.2 deutlich er-

höht worden. 

 

Justiz 

55. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden im 

Justizbereich jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in welchen Ausbil-

dungsberufen? 

Die Zahl für die Ausbildungsplätze der Justizfachangestellten, Justizobersekretärin-

nen und -sekretäre, Justizoberwachtmeisterinnen und -wachtmeister sowie Rechts-

pflegeranwärterinnen und -anwärter stellt die Zahl der in den jeweiligen Haushalts-

jahren für den einzelnen Ausbildungsjahrgang bereit gestellten Plätze dar. Diese sind 

nicht immer identisch mit der Zahl der im jeweiligen Jahr tatsächlich eingestellten 

Nachwuchskräfte (u.a. da Plätze für Wiederholende bereitzuhalten sind, nicht ausrei-

chend geeignete Nachwuchskräfte vorhanden waren und die Auswahlverfahren für 

2018 bereits im Jahr 2017 vor Verabschiedung des Haushalts 2018 abgeschlossen 

waren). 

 

 

Anzahl an Plätzen für eine Ausbildung 
oder  
ein duales Studium 

2014 2015 2016 2017 2018 

Justizfachangestellte/r 20 20 20 20 18 

Justizfachwirt/in 
(Justizobersekretär/in) 

16 30 26 25 40 

Justizoberwachtmeister/in 10 10 10 10 10 

Justizvollzugsbeamtin/-beamter im Allge-
meinen Vollzugsdienst 
(Justizhauptsekretär/in) 

23 12 8 12 21 

Justizvollzugsbeamtin/-beamter im Werk-
dienst 
(Hauptwerkmeister/in) 

1 0 0 0 0 

Diplom-Rechtspfleger/in 
(Justizinspektor/in) 

25 25 25 25 40 

Diplom-Verwaltungswirt/in 
Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
(Justizinspektor/in) 

0 3 4 1 5 
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56. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium im Justizbereich erfüllen? 

Auszubildende für die Gerichte und Staatsanwaltschaften müssen mit Ausnahme der 

Justizfachangestellten die nach § 7 BeamtStG vorgegebenen Voraussetzungen erfül-

len. Ferner werden nachfolgende Voraussetzungen gefordert: 

Justizfachangestellte: 

- Im Hinblick auf die beruflichen Anforderungen sollte mindestens ein guter 
Hauptschulabschluss oder diesem gleichgestellter Bildungsabschluss vorlie-
gen. 

Justizobersekretäranwärterinnen und -anwärter: 

- Mittlerer Schulabschluss oder Erster allgemeinbildender Schulabschluss in 
Verbindung mit einer anerkannten Berufsausbildung,  

- Allgemeine beamtenrechtliche Voraussetzungen 
- gute Rechtschreibkenntnisse 
- Tastschreiben (180 Anschläge in der Minute) 

Justizoberwachtmeisteranwärterinnen und -wachtmeister: 

- erfolgreicher Erster allgemeinbildender Schulabschluss oder ein als gleichwer-
tig anerkannter Bildungsstand 

- eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine mindestens zweijährige Be-
rufstätigkeit 

- Führerschein Klasse B (alt: Klasse 3) 
- einschlägige Berufserfahrung als Justizhelferin bzw. Justizhelfer 

Rechtspflegeranwärterinnen und -anwärter: 

- Fachhochschulreife, Abitur oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungs-
stand. 

Allgemeiner Vollzugsdienst:  

- Erster allgemeinbildender Schulabschluss mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung oder Mittlerer Schulabschluss 

Werkdienst:  

- Meisterbrief 

Vollzugs- und Verwaltungsdienst:  

- Hochschulzugangsberechtigung 
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57. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Justizbereich? 

Die Anzahl der Ausbildungsplätze richtet sich nach dem Personalbedarf und den 

vom Haushaltsgesetzgerber zur Verfügung gestellten Stellen.  

 

58. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung in den Justizbereich übernom-

men wurden? Wie viele Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf 

eine Übernahme verzichtet? 

Vgl. Tabelle in Anlage 3. 

 

59. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der Justiz abgebrochen haben und welche Grün-

de werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die Ausbildung 

aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen abbrechen mussten? 

 

 

Ausbildung/ Studium Anzahl der 
Abbrüche 

Grund  Anzahl der 
Abbrüche 
aufgrund 
nicht be-
standener 
Prüfungs-
leistungen 

Justizfachangestellte/r 21 

Kündigung durch die 

Auszubildenden 

(meistens aufgrund 

des Beginns einer 

neuen Ausbildung) 

0 

Justizfachwirt/in 
(Justizobersekretär/in) 

1 Nicht bekannt 0 

Justizvollzugsbeamtin/-
beamter im Allgemeinen 
Vollzugsdienst 
(Justizhauptsekretär/in) 

0 - 2 

Diplom-Rechtspfleger/in 
(Justizinspektor/in) 

* 2014-2017, da Prüfungsverfahren 

2018 noch nicht abgeschlossen 

1 Entlassung 12 
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60. In welchem Ausmaß werden im Justizbereich Verbeamtungen vorgenommen? 

Im Bereich der Gerichte und Staatsanwaltschaften werden alle auszubildenden 

Nachwuchskräfte mit Ausnahme der Justizfachangestellten zu Beginn der Ausbil-

dung bzw. des Rechtspflegerstudiums zu Beamtinnen und Beamten auf Widerruf 

ernannt. Gleiches gilt für Ausbildungs- und Studiengänge im Justizvollzug. 

 

61. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen im Justizbereich im Vergleich mit anderen Bundes-

ländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Das quantitative Angebot der Gerichte und Staatsanwaltschaften richtet sich nach 

dem Personalbedarf und ist angemessen.  

An der qualitativen Verbesserung der Ausbildungsinhalte und Vorbereitungsdienste 

wird fortlaufend gearbeitet. 

Die schleswig-holsteinischen Rechtspflegeranwärterinnen und - anwärter absolvieren 

den fachtheoretischen Studienteil an der Norddeutschen Hochschule für Rechtspfle-

ge in Hildesheim gemeinsam mit Nachwuchskräften aus Hamburg, Bremen und Nie-

dersachsen. Das Niveau des Rechtspflegerstudiums ist sehr hoch und in diesen 

norddeutschen Ländern somit gleichwertig. Die Ausbildungsinhalte werden den ge-

setzlichen Vorgaben für die Tätigkeit fortlaufend angepasst.  

Die Ausbildung der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte wird aktuell umstruktu-

riert. Die Ausbildungsinhalte werden fortlaufend der aktuellen Rechtslage angepasst 

und entsprechend aktualisiert. 

Die Ausbildung der Justizfachangestellten ist ein nach dem Berufsbildungsgesetz 

(BBiG) staatlich anerkannter Ausbildungsberuf, sodass der Inhalt der Ausbildung un-

abhängig vom Bundesland qualitativ gleichwertig hoch ist.  

Im Justizvollzug ist das quantitative Angebot in Relation zu vorhandenen Personal-

stellen zu sehen und ist diesbezüglich angemessen. 

Die Ausbildungsinhalte werden fortlaufend aktualisiert und an die Bedarfe der Praxis 

angepasst. Der Leiter der Justizvollzugsschule steht in engem Austausch mit ande-

ren Ländern, Kooperationen bestehen mit den anderen norddeutschen Ländern. 

Die fachtheoretischen Anteile des dualen Studiums (Vollzugs- und Verwaltungs-

dienst) werden an der Fachhochschule für Rechtspflege in Nordrhein-Westfalen ab-

solviert, da für die kleine Anzahl der Studierenden keine eigene Hochschule wirt-

schaftlich wäre. Die Qualität der Ausbildung ist sehr hoch. 
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62. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung im 

Justizbereich zu steigern? 

Es wird bei allen Ausbildungsgängen versucht, auf die Wünsche der Auszubildenden 

sowie Anwärterinnen und Anwärter hinsichtlich der Wahl ihrer Ausbildungsbehörden 

einzugehen.  

Im Bereich der Justizfachwirte wird aktuell eine Umstrukturierung der Ausbildung an-

gestrebt. Es soll zukünftig die Teilnahme am Internatsbetrieb der Verwaltungsaka-

demie Bordesholm ermöglicht werden. Die Zimmersuche während der fachtheoreti-

schen Ausbildungszeiten wird dann entfallen.  

Das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 in der Laufbahn Justiz, Laufbahn-

zweig der Justizfachwirte bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften wurde von A 6 

auf A 7 gehoben. Das Einstiegsamt der Laufbahnzweigs „Allgemeiner Vollzugsdienst 

oder Werkdienst bei den Justizvollzugsanstalten“ von A 7 auf A 8 gehoben.  

Im Justizoberwachtmeisterbereich ist nach dem unter Frage 29 erwähnten Gesetz-

entwurf (Drs. 19/746) die Anhebung des Einstiegsamts ab 1. Januar 2019 von A 3 

auf A 4 geplant, im Verwaltungsdienst in Justizvollzugsanstalten in LG 1 die Anhe-

bung des 2. Einstiegsamtes von Besoldungsgruppe A 6 nach Besoldungsgruppe A 7. 

Da durch flexible Arbeitszeiten Familie und Beruf besser in Einklang gebracht wer-

den können, werden diese immateriellen Vorzüge bei der Akquise von künftigen 

Rechtspflegerinnen und-pflegern beworben. Während der berufspraktischen Ausbil-

dungszeiten werden zu mehreren Rechtsgebieten Vertiefungsseminare zur Exa-

mensvorbereitung durchgeführt. Die Rechtspflegeranwärterinnen und -anwärter er-

halten als mögliche Hilfestellung Gesprächsangebote seitens der Personalverwal-

tung. 

 

63. Welche Kosten entstehen dem Land für Ausbildung und Studium im Justizbe-

reich? 

Für Ausbildung und das duale Rechtspflegerstudium sind ohne Berücksichtigung des 

Referendarbereichs stehen im Jahr 2018 Mittel für Sachausgaben in Höhe von 

947,0 T€ und für Personalausgaben in Höhe von 2.179,0 T€ zur Verfügung. 

Die für die Ausbildung und das duale Studium im Justizvollzug erforderlichen Fi-

nanzmittel sind im Einzelplan/Kapitel 0903 veranschlagt. Im Jahr 2018 stehen Sach-

mittel in Höhe von 120 T€ und für Personalkosten in Höhe von 1.530 T€ zur Verfü-

gung. 
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64. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Justizbereich zur 

Verfügung? 

Ja, im Bereich der Gerichte und Staatsanwaltschaften wird grundsätzlich bedarfsori-

entiert ausgebildet. 

Aufgrund eines steigenden Personalbedarfs infolge einer größeren Zahl von Alters-

abgängen und wegen der Herausforderungen des elektronischen Rechtsverkehrs 

und der E-Akte wurden im Justizbereich in diesem Jahr 20 zusätzliche Ausbildungs-

stellen für Justizobersekretäranwärterinnen und -anwärter sowie 15 zusätzliche Stel-

len für Rechtspflegeranwärterinnen und –anwärter zur Verfügung gestellt. Diese zu-

sätzlichen Stellen konnten in diesem Jahr allerdings nur zum Teil besetzt werden. 

Ja. Auch im Justizvollzug wird bedarfsorientiert ausgebildet. Die Zahl der Ausbil-

dungsplätze steigt deshalb mit den gestiegenen inhaltlichen Anforderungen der Beru-

fe (neues LStVollzG). 

 

65. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind im Justizbereich 

geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Das quantitative Angebot orientiert sich am Personalbedarf, der durch jährliche Aktu-

alisierung der Altersabgangszahlen bis 2030 sowie Nachjustierung unter Berücksich-

tigung spezieller Herausforderungen der Justiz (z.B. elektronischer Rechtsverkehr 

und elektronische Akte) neu eingeschätzt wird. 

Zur Qualitätssteigerung der Ausbildung von Justizfachangestellten sind ständige An-

passungen der Ausbildungsinhalte vorgesehen und im Bereich der Justizobersekre-

täranwärterinnen und -anwärter ist eine Umstrukturierung der Ausbildung mit Verla-

gerung der fachtheoretischen Ausbildung an die Verwaltungsakademie Bordesholm 

geplant. 

Die Änderungen und Anpassungen der Ausbildungsinhalte orientieren sich zum ei-

nen an den seit Jahren bei den Absolventen durchgeführten Evaluierungen zur Aus-

bildung. Zum anderen beruhen sie auf den Erfahrungen und Einschätzungen der 

Ausbilderinnen und Ausbilder sowie Prüfungsausschussmitglieder.  Außerdem wer-

den aktuelle Anforderungen aufgrund von Gesetzesänderungen und der Umstellung 

auf IT-gesteuerte Abläufe berücksichtigt. Für das Studium der Rechtspflege ist eine 

regelmäßige Abstimmung mit der Fachhochschule in Hildesheim erforderlich, um auf 

die Ausbildungsinhalte dahingehend Einfluss zu nehmen, dass diese das aktuelle 

und tatsächliche Tätigkeitsbild widerspiegeln. 

Im Justizvollzug steigt die Zahl der Ausbildungsplätze mit den gestiegenen inhaltli-

chen Anforderungen der Berufe (neues LStVollzG). 
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Landespolizei 

66. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden bei 

der Landespolizei jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in welchen Aus-

bildungsberufen? 

 

67. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium bei der Landespolizei erfüllen? 

Die Voraussetzungen des § 7 BeamtStG der PolLVO müssen erfüllt sein. Dies sind 

insbesondere nachfolgende Voraussetzungen: 

 

Gemeinsame Voraussetzungen für die Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt und Lauf-

bahngruppe 2, 1. Einstiegsamt in der Fachrichtung Polizei: 

- Allgemeine beamtenrechtliche Voraussetzungen; 
- keine gerichtlichen Vorstrafen; 

- Polizeidiensttauglichkeit; 

- Vollendung des 16. Lebensjahres, aber noch nicht des 32. Lebensjahres am 

Tag der Einstellung (zurzeit wird die PolLVO überarbeitet, es ist beabsichtigt, 

dass Höchstalter wegfallen zu lassen, dann gilt nur noch das Höchstalter nach 

§ 48 LHO Absatz 1 i.V.m. Absatz 3); 

- Mindestgröße von 1,60 m als Bewerberin und von 1,65 m als Bewerber (zur-

zeit wird die PolLVO überarbeitet, es ist beabsichtigt, dass unterschiedliche 

Mindestmaß für Bewerberinnen und Bewerber zu vereinheitlichen,  dann gilt 

nur noch das Mindestmaß von 1,60 m); 

Anzahl an Plätzen für eine 
Ausbildung oder  
ein duales Studium 

2014 2015 2016 2017 2018 

Polizist/in 
(Polizeiobermeister/in) 

175 150 145 150 150 

Bachelor of Arts – Polizeivoll-
zugsdienst Schutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

46 38 160 97 147 

Bachelor of Arts – Polizeivoll-
zugsdienst 
Kriminalpolizei 
(Kriminalkommissar/in) 

50 55 111 125 100 

Bachelor of Arts – Polizeivoll-
zugsdienst 
Wasserschutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

4 2 2 3 3 

Informationstechnologie 0 0 0 0 5 
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- Fahrerlaubnis der Klasse B; 

- das Deutsche Jugendschwimmabzeichen in Bronze oder ein anderes, min-

destens gleichwertiges Schwimmabzeichen. 

 

Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 

 
- einen Mittleren Schulabschluss oder einen Realschulabschluss oder  

- einen Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss oder einen Hauptschulab-

schluss und eine förderliche abgeschlossene Berufsausbildung oder  

- einen Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss oder einen Hauptschulab-

schluss und eine abgeschlossene Ausbildung in einem öffentlich-rechtlichen 

Ausbildungsverhältnis oder 

- einen als gleichwertig anerkannten Bildungsabschluss nachweist. 

 
Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 

 
- Hochschulzugangsberechtigung 

 

68. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung in den Polizeidienst übernom-

men wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie viele Auszu-

bildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme verzichtet? 

 

Im Polizeidienst wurden alle Nachwuchskräfte nach erfolgreichem Abschluss unbe-

fristet übernommen. 

 

  

Jahr Übernahme Polizist/in 
(Polizei-
obermeis-
ter/in) 

Bachelor of 
Arts – Poli-
zeivollzugs-
dienst 
Schutzpoli-
zei 
(Polizei-
kommis-
sar/in) 

Bachelor of 
Arts – Poli-
zeivollzugs-
dienst 
Kriminalpo-
lizei 
(Kriminal-
kommis-
sar/in) 

Bachelor of 
Arts – Poli-
zeivollzugs-
dienst 
Wasser-
schutzpoli-
zei 
(Polizei-
kommis-
sar/in) 

2014 

unbefristet 106 19 28 0 

befristet 0 0 0 0 

Verzicht 0 0 0 0 

2015 

unbefristet 129 24 43 0 

befristet 0 0 0 0 

Verzicht 0 0 0 0 
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69. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der Landespolizei abgebrochen haben und wel-

che Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die Aus-

bildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen abbrechen 

mussten? 

 

 

2016 

unbefristet 174 31 46 5 

befristet 0 0 0 0 

Verzicht 0 0 0  0 

2017 

unbefristet 150 41 44 3 

befristet 0 0 0 0 

Verzicht 0 0 0 0 

2018 

unbefristet 97 0 0 0 

befristet 0 0 0 0 

Verzicht 0 0 0 0 

Ausbildung/ Studium Anzahl 
der  
Abbrüche 

Grund  Anzahl der Abbrü-
che aufgrund nicht 
bestandener Prü-
fungsleistungen 

Polizist/in 
(Polizeiobermeister/in) 

85 
 

PDU; Stu-
dium, Stu-
dium LG 

2.1 
Disz.-Verf, 

 

41 

Bachelor of Arts – Polizeivoll-
zugsdienst Schutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

9 

PDU 
 
 

23 

Bachelor of Arts – Polizeivoll-
zugsdienst 
Kriminalpolizei 
(Kriminalkommissar/in) 

12 

Straf-
verfahren, 
Berufssol-
dat, Studi-

um 
PDU 

6 
 

Bachelor of Arts – Polizeivoll-
zugsdienst 
Wasserschutzpolizei 
(Polizeikommissar/in) 

1 - 0 
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70. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung bei 

der Landespolizei zu steigern? 

Das Land ergreift folgende Maßnahmen um die Attraktivität in der Landespolizei zu 

steigern: 

- Anerkennung vorausgehender – nicht polizeilicher – Studiengänge (Bachelor 

of Arts und Master of Arts) z. B. bei der fachspezifischen Verwendung im spä-

teren Polizeidienst (z.B. hinsichtlich besonderer technischer Spezialisierungen 

oder hinsichtlich besonderer polizeirelevanter Fähigkeiten oder Phänomen-

Kenntnisse) 

- polizeiinterne Unterbringungsmöglichkeiten und Verpflegung am Ort der Aus-

bildung in der LG 1.2, abschnittweise auch in der LG 2.1 – während des 

Grundpraktikums; 

- verbesserte Rahmenbedingungen durch moderne Unterrichtsräume; 

- sukzessiver Aufbau moderner Lernmethoden (z. B. E-Learning); 

- verbesserte Rahmenbedingungen durch ein modernes Einsatztrainingszent-

rum; 

- verbesserte Aufstiegsmöglichkeiten in die LG 2.1;  

- Übernahmegarantie bei bestandener Laufbahnprüfung; 

- attraktive Freizeitgestaltungsmöglichkeiten durch 

- Anhebung der Eingangsbesoldung der LG 1,2 von A7 auf A8 zum 1.01.2017. 

 freies WLAN in der Liegenschaft, 

 Fitnessmöglichkeiten im Außenbereich, 

 Beachvolleyballfelder, 

 modernisierter Kraftraum. 

 

71. Welche Kosten entstehen dem Land für Ausbildung und Studium bei der Lan-

despolizei? 

Die Personalkosten für 2018 umfassen 16.069T €. 

 

72. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen bei der Landespolizei im Vergleich mit anderen 

Bundesländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Soweit bekannt ist, erhöhen derzeit alle Bundesländer ihre Polizeistärken. Die Lan-

despolizei Schleswig-Holstein wird losgelöst vom tatsächlichen Pensionierungsbe-

darf bis zum Jahr 2022 jährlich 400 Nachwuchskräfte einstellen. Sie schöpft damit 

ihre Ausbildungskapazitäten voll aus. Die Anpassung des qualitativen Angebots wird 

durch die Antwort zu Frage 77 konkretisiert. Die Landespolizei kann die quantitativen 

Anforderungen erfüllen. Aus Sicht der Landesregierung garantiert die Polizei ein An-

gebot, das dem qualitativen Querschnitt bzw. dem Leistungsniveau anderer Bundes-

länder voll und ganz entspricht. 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1007 

 

43 

73. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen bei der Landespolizei? 

Für die Berechnung der Einstellungszahlen wird eine mehrstufige Formel angewen-

det. Sie enthält die Anzahl der Ruhestände, die Anzahl der prognostizierten Perso-

nalverluste aus dem Bestandspersonalkörper (aktuell 28 VZÄ p.a.), die Verluste 

durch Teilzeit (aktuell 12 VZÄ p.a.) und die zu erwartenden Ausbildungsverluste (ak-

tuell 12%). Abschließend erfolgt eine Rundung auf 25er Klassenverbände. Die Ver-

teilung auf die Laufbahnzweige bzw. Laufbahngruppe ergibt sich im Wesentlichen 

aus den Ruhestandszahlen. Die Berechnungsparameter werden ständig evaluiert 

und angepasst. Aktuell wird über den durch die oben angegebene Formel ermittelten 

Bedarf hinaus eingestellt, um eine Stärkung der Landespolizei um 500 Beamtinnen 

und Beamte bis zum Jahr 2023 zu erreichen. 

 

74. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen bei der Landespolizei 

zur Verfügung? 

Ja. 

 

75. Von welchen Einstellungszahlen wird in den kommenden Jahren, insbesonde-

re ab 2021 ausgegangen? 

 

Jahr Gesamt LG1.2 LG 2.1 Aufteilung Lauf-
bahnzweige LG 2.1 

01.08. 01.02. 01.08. S+WSP K 

2021 400 75 50 275 175 100 

2022 400 75 50 275 150 125 

2023 275 50 50 175 100 75 

2024 200 50 50 100 50 50 

2025 225 50 50 125 50 75 

2026 225 50 50 125 50 75 

2027 200 50 50 100 50 50 

2028 275 50 50 175 100 75 

2029 250 50 50 150 100 50 

2030 225 50 50 125 75 50 

2031 250 50 50 150 100 50 

       

Summe: 2925 600 550 1775 1000 775 
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76. Wie wird sichergestellt, dass für die zu erwartenden Einstellungszahlen aus-

reichend räumliche, technische und personelle Kapazitäten für die Ausbildung sowie 

ausreichend Unterkünfte zur Verfügung stehen? 

Die Ausbildungsressourcen der Landespolizei lassen es zu, dass jährlich bis zu 400 

Anwärterinnen und Anwärter neu ausgebildet werden können. Die Zahl 400 wird trotz 

des erhöhten Personalbedarfs nicht überschritten.  

Es wird ergänzend auf die Antwort zu Frage 137 verwiesen. 

 

77. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind bei der Landes-

polizei geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Bis zum Jahr 2015 wurden für die LG 1.2 jeweils rund 60 % und für die LG 2.1 rund 

40% der Anwärterinnen und Anwärter eingestellt. Ab dem Jahr 2016 wurde das Ein-

stellungsverhältnis schrittweise umgekehrt. Dieser Ansatz orientiert sich einerseits 

am Stellenplan der Landespolizei und berücksichtigt andererseits die Schülerab-

gangszahlen mit Hochschulzugangsberechtigung. 

 

Maritime Berufe 

78. Wie viele Ausbildungsplätze wurden im Bereich der maritimen Berufe jeweils 

in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in welchen Ausbildungsberufen? 

 

* keine bis zum Stichtag 01.06.2018 

 

79. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung im Bereich der maritimen Berufe erfüllen? 

Regierungsfischereisekretärin und -sekretär:   

In den Vorbereitungsdienst der Laufbahn der Fachrichtung Agrar- und umweltbezo-

gene Dienste, Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, Laufbahnzweig Fischerei-

verwaltung kann eingestellt werden, wer 

- die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ernennung zur Beamtin oder zum 

Beamten und 

Anzahl an Plätzen für eine Aus-
bildung oder  
ein duales Studium 

2014 2015 2016 2017 2018 

Regierungsfischereisekretär/in 0 2 0 2 0* 

Tierpfleger/in 
Fachrichtung Zoo/Aquarium 

0 0 0 1 0* 

Wasserbauer/in 2 4 7 5 0* 
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- der Erste allgemeinbildende Schulabschluss oder ein Hauptschulabschluss 

und eine förderliche abgeschlossene Berufsausbildung. Diese wäre z.B. eine 

abgeschlossene Ausbildung zur Fischwirtin oder zum Fischwirt. Eine mindes-

tens fünfjährige Seefahrtzeit kann der Berufsausbildung zur Fischwirtin oder 

zum Fischwirt gleichgestellt werden. 

 

Tierpflegerin bzw. Tierpfleger Fachrichtung Zoo/Aquarium:   

In die Ausbildung zur Tierpflegerin oder Tierpfleger in der oben genannten Fachrich-

tung kann eingestellt werden, wer 

- einen guten bis sehr guten Ersten allgemeinen Schulabschluss oder einen 

diesem gleichgestellten Bildungsabschluss hat. Hierbei wird insbesondere das 

Augenmerk auf die Leistungen im Fach Mathematik sowie Biologie gelegt. 

 

Wasserbauerin bzw. Wasserbauer:  

- ein guter bis sehr guter ESA-Abschluss oder diesem gleichgestellter Bil-

dungsabschluss; 

- insbesondere ist das Augenmerk auf die Leistungen in den Fächern Mathema-

tik, Physik, Werken/Technik gerichtet, Note gut/befriedigend; 

- körperliche Belastbarkeit wird vorausgesetzt. 

 

80. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze im Bereich der maritimen Berufe? 

Die vorausschauende Ausbildungsplanung erfolgt auf Grundlage einer Bedarfsanaly-

se mit Blick auf zu erwartende Aufgabenzuwächse sowie unter Berücksichtigung von 

Altersabgängen oder anderweitigen Vakanzen. 

 

81. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden, die jeweils in den letzten 5 Jah-

ren nach Abschluss der Ausbildung in den Bereich der maritimen Berufe übernom-

men wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie viele Auszu-

bildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme verzichtet? 

In den letzten fünf Jahren  wurden  alle der drei fertig gewordenen Regierungsfische-

reisekretärinnen bzw. –sekretäre nach Abschluss der Ausbildung unbefristet über-

nommen.  

Nach der Ausbildung zur Wasserbauerinnen und zum Wasserbauer wurden in den 

Jahren 2014 bis 2016 alle acht Nachwuchskräfte befristet übernommen. Im An-

schluss an die Befristung wurden diese in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis über-

nommen. 2017 und 2018 wurden alle der 14 Wasserbauerinnen und Wasserbauer in 

ein unbefristetes Beschäftigtenverhältnis übernommen.  
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82. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der maritimen Berufe abgebrochen haben und 

welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die 

Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen abbre-

chen mussten? 

Lediglich in der Ausbildung zur Wasserbauerin bzw. zum Wasserbauer gab es inner-

halb der letzten fünf Jahre einen Ausbildungsabbruch aufgrund von persönlichen 

Gründen. 

 

83. In welchem Ausmaß werden im Bereich der maritimen Berufe Verbeamtungen 

vorgenommen? 

Regierungsfischereisekretärinnen und -sekretäre werden während des Vorberei-

tungsdienstes auf Widerruf verbeamtet. Nach erfolgreichem Abschluss des Vorberei-

tungsdienstes erfolgt die Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Probe.  

Tierpflegerinnen und Tierpflegern sowie Wasserbauerinnen und Wasserbauern wer-

den im Beschäftigtenverhältnis ausgebildet. 

 

84. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen im Be-

reich der maritimen Berufe im Vergleich mit anderen Bundesländern aus Sicht der 

Landesregierung zu bewerten? 

Das quantitative Angebot an Ausbildungsplätzen erfolgt bedarfsorientiert (siehe Ant-

wort Frage 80, insofern ist ein Vergleich mit anderen Bundesländern aufgrund der 

jeweiligen Gegebenheiten nicht bewertbar.) 

Eine qualitätsvolle, hohe Ausbildung wird durch die Fortschreibung der Laufbahn- 

und Prüfungsordnungen gewährleistet, die zum Teil in der Zuständigkeit der Länder 

liegen oder aber gemäß dem Übereinkommen über die Errichtung eines gemein-

schaftlichen Oberprüfungsamtes deutscher Länder und Verwaltungen für das techni-

sche Referendariat des Bundes und der Länder in Kooperation erfolgen. 

 

85. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung im 

Bereich der maritimen Berufe zu steigern? 

Für die Berufe der Tierpflegerinnen und Tierpfleger sowie Wasserbauerinnen und 

Wasserbauern erfolgt eine Bewerbung über Berufsmessen, Jobbörsen, Flyer, Öffent-

lichkeitswerbung, Schulen sowie die Internetseite des Landes. In diesem Rahmen 

wird auch die Attraktivität des Landes als Arbeitgeber beworben. Es ist eine gute 

Bewerberlage vorhanden. 
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86. Welche Kosten entstehen dem Land für die Ausbildung im Bereich der mariti-

men Berufe? 

Für die Ausbildung der Regierungsfischereisekretärinnen und –sekretäre fallen Per-

sonalkosten in Höhe von 27,2 T€ an.  

Im Bereich der Wasserbauerinnen und Wasserbauer fallen Personalkosten in Höhe 

von 221,5 T€ sowie Sachkosten in Höhe von 98,2 T€ an. 

Die Personalkosten für die Ausbildung der Tierpflegerinnen und Tierpfleger belaufen 

sich auf 14,7 T€ und die Sachkosten auf 3,5 T€. 

 

Eine Gesamtrechnung über die Kosten des Landes ist dem MELUND nicht möglich. 

Grundsätzlich entstehen Kosten für die Gehälter der Auszubildenden (Auszubilden-

denentgelte, Anwärterbezüge zuzüglich einer jährlichen Sonderzahlung). Gegebe-

nenfalls fallen zusätzlich ein Familienzuschlag oder Sonderbeiträge für Kinder an. 

Darüber hinaus entstehen beispielsweise Kosten für Fortbildungen, Trennungs-

geldabrechnungen, die Teilnahme am sogenannten Verwaltungsergänzungslehr-

gang, die nicht differenziert darstellbar sind.  

 

87. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze im Bereich der maritimen Berufe zur Verfügung? 

Im Bereich der maritimen Berufe werden für die bedarfsorientierte Ausbildung aus-

reichend Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt. 

 

88. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen sind im Bereich der maritimen Berufe geplant und nach wel-

chen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Die bedarfsorientierte Ausbildung bedarf perspektivisch angesichts der heute festzu-

stellenden höheren Personalfluktuation der Beschäftigten und Beamten sowie zu-

nehmend zu erwartende Altersabgänge vor dem Hintergrund des demographischen 

Wandels eine höhere Flexibilität und eine Erhöhung der Ausbildungsplätze. 

 

Maschinenbau und Konstruktion  

89. Wie viele Ausbildungsplätze wurden im Bereich Maschinenbau und Konstruk-

tion jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in welchen Ausbildungsberu-

fen? 

In den Jahren 2015 und 2016 wurde jeweils ein Ausbildungsplatz zur Land- und 

Baumaschinenmechatronikerin bzw. zum Land- und Baumaschinenmechatroniker 
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bereitgestellt. Für die Ausbildung im Bereich Metallbauerin bzw. Metallbauer in der 

Fachrichtung Konstruktionstechnik wurde 2017 ein Ausbildungsplatz bereitgestellt. 

 

90. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung im Bereich Maschinenbau und Konstruktion erfüllen? 

Erforderlich ist mindestens ein guter bis sehr guter Erster allgemeinbildender Schul-

abschluss oder ein diesem gleichgestellter Bildungsabschluss. Insbesondere ist das 

Augenmerk auf die Leistungen in den Fächern Mathematik, Physik, Werken/Technik 

und Englisch gerichtet. Körperliche Belastbarkeit wird vorausgesetzt. 

 

91. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze im Bereich Maschinenbau und Konstruktion? 

Die Ausbildungsplätze werden bedarfsorientiert ausgeschrieben. 

 

92. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden, die jeweils in den letzten 5 Jah-

ren nach Abschluss der Ausbildung im Bereich Maschinenbau und Konstruktion 

übernommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie viele 

Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme verzich-

tet? 

In den letzten fünf Jahren wurde (k. A.) Nachwuchskraft zur Land- und Baumaschi-

nenmechatronikerin bzw. zum -mechatroniker ausgebildet und im Anschluss an die 

Ausbildung befristet übernommen.  

Es wurde ebenso (k. A.) Metallbauerin bzw. ein Metallbauer ausgebildet, welche 

bzw. welcher im Anschluss in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen wurde. 

Seit Januar 2017 werden die Auszubildenden, wenn die Anforderungen des § 19 

TVA-L BBiG erfüllt sind, unbefristet übernommen. 

 

93. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich Maschinenbau und Konstruktion abgebrochen 

haben und welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjeni-

gen, die die Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleis-

tungen abbrechen mussten? 

Es wurde (k. A.) Ausbildung zur Land- und Baumaschinenmechatronikerin und –

mechatroniker sowie zur Metallbauerin und Metallbauer in den letzten fünf Jahren 

abgebrochen. 
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94. In welchem Ausmaß werden im Bereich Maschinenbau und Konstruktion Ver-

beamtungen vorgenommen? 

Land- und Baumaschinenmechatronikerinnen und -mechatronikern sowie Metallbau-

erinnen und Metallbauern werden als Tarifbeschäftigte eingestellt. 

 

95. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen im Be-

reich Maschinenbau und Konstruktion im Vergleich mit anderen Bundesländern aus 

Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Ein Vergleich ist für die Land- u. Baumaschinenmechatroniker/innen sowie der Me-

tallbauer/innen nicht möglich, da keine Daten der anderen Bundesländer vorliegen. 

Außerdem sind z.B. die Anforderungen an die Aufgaben, die Größe der Strukturen, 

der Bestand und Bedarf an Personal in diesem Bereich zwischen den einzelnen 

Ländern sehr unterschiedlich, sodass hier kein Vergleich möglich ist. 

 

96. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung im 

Bereich Maschinenbau und Konstruktion zu steigern? 

Für Berufe der Land- u. Baumaschinenmechatronikerin bzw. -mechatronikers sowie 

der Metallbauerin bzw. des Metallbauers erfolgt eine Bewerbung über Berufsmessen, 

Jobbörsen, durch Flyer, Öffentlichkeitswerbung, Schulen sowie die Internetseite des 

Landes. In diesem Rahmen wird auch die Attraktivität des Landes als Arbeitgeber 

beworben. Es ist eine gute Bewerberlage vorhanden. 

 

97. Welche Kosten entstehen dem Land für die Ausbildung im Bereich Maschi-

nenbau und Konstruktion? 

Für die Ausbildungen der Land- und Baumaschinenmechatronikerinnen und ­mecha-

troniker sowie der Metallbauerinnen und Metallbauer fallen Personalkosten in Höhe 

von 85 T€ sowie Sachkosten in Höhe von 3,9 T€ an. 

 

98. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze im Bereich Maschinenbau und Konstruktion zur Verfügung? 

Zurzeit werden ausreichend Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt. 

 

99. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen sind im Bereich Maschinenbau und Konstruktion geplant und 

nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Siehe Antwort auf Frage 88. 
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Naturwissenschaften  

100. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden im 

Bereich Naturwissenschaften jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in 

welchen Ausbildungsberufen? 

 

*Die Ausbildung erfolgt bedarfsorientiert.  

** Die Ausbildungsplätze für 2018 werden erst nach dem 01.06.2018 bereitgestellt.  

 

101. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium im Bereich Naturwissenschaften erfüllen? 

Biologielaborantin bzw. Biologielaborant: 

- mittlerer Bildungsabschluss mit sehr guten Leistungen in den naturwissen-

schaftlichen Fächern (Chemie, Biologie, Mathematik). 

 

Chemielaborantin bzw. Chemielaborant: 

- mittlerer Bildungsabschluss mit sehr guten Leistungen in den naturwissen-

schaftlichen Fächern (Chemie, Biologie, Mathematik). 

 

102. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich Naturwissenschaften? 

Die Ausbildungsplätze werden auf Grundlage einer Bedarfsanalyse bereitgestellt. 

Diese beinhaltet Aufgabenzuwächse sowie die Kompensation von Personalabgän-

gen. 

 

103. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung im Bereich Naturwissenschaf-

ten übernommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie 

viele Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme ver-

zichtet? 

In den letzten fünf Jahren haben (k. A.)Nachwuchskräfte die Ausbildung zur Biolo-

gielaborantin bzw. ein Biologielaborant abgeschlossen. Davon wurde eine Nach-

wuchskraft befristet und eine unbefristet übernommen. 

 

Anzahl an Plätzen für eine 
Ausbildung  

2014 2015 2016 2017 2018** 

Biologielaborant/in 0 0 2 1 0 

Chemielaborant/in 0 1 2 1 0 
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104. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im naturwissenschaftlichen Bereich abgebrochen haben und 

welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die 

Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen abbre-

chen mussten? 

Es wurde (k. A.) Ausbildung zur Biologie- sowie Chemielaborantinnen und zum Bio-

logie- oder Chemielaboranten in den letzten fünf Jahren abgebrochen. 

 

105. In welchem Ausmaß werden im Bereich Naturwissenschaften Verbeamtungen 

vorgenommen? 

Laborantinnen und Laboranten werden in einem Beschäftigungsverhältnis ausgebil-

det. 

 

106. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen im Bereich Naturwissenschaften im Vergleich mit 

anderen Bundesländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Siehe Antwort auf Frage Nr. 84. 

 

107. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung im 

Bereich Naturwissenschaften zu steigern? 

Die Attraktivität der Laborantenausbildung im LSH ist gegeben. Die Bewerberlage ist 

ungebrochen hoch. Eine Konkurrenzsituation mit anderen Institutionen und/oder 

Ländern liegt nicht vor.  

 

108. Welche Kosten entstehen dem Land für Ausbildung und Studium im Bereich 

Naturwissenschaften? 

Sowohl für Biologie-, wie auch für Chemielaborantinnen und -laboranten fallen Per-

sonalkosten von 41,2T€. Die Sachkosten können nicht ermittelt werden.  

Eine Gesamtrechnung über die Kosten des Landes ist dem MELUND nicht möglich. 

Grundsätzlich entstehen Kosten für die Gehälter der Auszubildenden (Auszubilden-

denentgelte zuzüglich einer jährlichen Sonderzahlung). Gegebenenfalls fallen zu-

sätzlich ein Familienzuschlag oder Sonderbeiträge für Kinder an. Darüber hinaus 

entstehen beispielsweise Kosten für Fortbildungen, Trennungsgeldabrechnungen, 

die Teilnahme am sogenannten Verwaltungsergänzungslehrgang, die nicht differen-

ziert darstellbar sind.  
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109. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich Naturwis-

senschaften zur Verfügung? 

Dem LSH stehen gegenwärtig ausreichend Ausbildungsplätze zur Verfügung. 

 

110. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind im Bereich Na-

turwissenschaften geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Siehe Antworten zu Frage 107 und 109. 

 

Straßenbau und Verkehr  

111. Wie viele Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen wurden im 

Bereich Straßenbau und Verkehr jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in 

welchen Ausbildungsberufen? 

 

 

112. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung bzw. Studium im Bereich Straßenbau und Verkehr erfüllen? 

Bewerber müssen den erforderlichen Schulabschluss vorweisen und über ein techni-

sches Verständnis verfügen. Für das Studium an der FH Lübeck und der FH Kiel ist 

der Numerus Clausus zu erfüllen. 

 

Anzahl an Plätzen für eine 
Ausbildung  

2014 2015 2016 2017 2018 

Baustoffprüfer/in 1 1 0 1 1 

Bauzeichner/in 2 1 2 0 0 

Straßenwärter/in 20 20 20 20 20 

Duales Studium  
Fachrichtung Bauingenieurwe-
sen 

0 0 0 2 2 

Bauingenieur/in  
mit Bauzeichnerausbildung 

0 0 0 3 2 

Bauingenieur/in  
mit Straßenwärterausbildung 

2 2 2 2 2 
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113. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich Straßenbau und Ver-

kehr? 

Die Anzahl der Ausbildungs- und Studienplätze wird nach Bedarf und Ausbildungs-

kapazitäten vergeben. 

 

114. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden und Studierenden, die jeweils in 

den letzten 5 Jahren nach Abschluss der Ausbildung im Bereich Straßenbau und 

Verkehr übernommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? 

Wie viele Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme 

verzichtet? 

 

 

In den letzten fünf Jahren sind zwei Baustoffprüferinnen bzw. –prüfer nach der Aus-

bildung unbefristet übernommen worden.  

Nach der Bauzeichnerinnen- und Bauzeichnerausbildung sind in den letzten fünf 

Jahren sieben der elf Nachwuchskräfte unbefristet übernommen worden. 

Jahr Übernahme gesamt Straßenwärter/in 

2014 

unbefristet 

13 

7 

befristet 5 

Verzicht 1 

2015 

unbefristet 

18 

14 

befristet k. A. 

Verzicht 0 

2016 

unbefristet 

11 

5 

befristet 5 

Verzicht 0 

2017 

unbefristet 

17 

8 

befristet 8 

Verzicht 1 

2018 

unbefristet 

19 

11 

befristet 7 

Verzicht 1 
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In den Bereichen Fachrichtung Bauingenieurwesen, Bauingenieur/in mit Bauzeich-

nerausbildung und Bauingenieur/in mit Straßenwärterausbildung ist bisher noch kei-

ne Nachwuchskraft die Ausbildung abgeschlossen. 

 

115. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich Straßenbau und Verkehr abgebrochen haben 

und welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die 

die Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungsleistungen 

abbrechen mussten? 

In den letzten fünf Jahren hat eine Bauzeichnerin bzw. ein Bauzeichner die Ausbil-

dung ausbildungsbedingt die Ausbildung abgebrochen. Im Bereich der Straßenwärte-

rinnen und Straßenwärter haben sechs Auszubildende ausbildungsbedingt sowie 

aufgrund einer anderweitigen beruflichen Orientierung die Ausbildung abgebrochen. 

Das Studium zur Bauingenieurin bzw. zum Bauingenieur mit Straßenwärterausbil-

dung ist von zwei Studierenden krankheitsbedingt und aufgrund einer anderweitigen 

beruflichen Orientierung abgebrochen worden. 

 

116. In welchem Ausmaß werden im Bereich Straßenbau und Verkehr Verbeam-

tungen vorgenommen? 

Regierungsoberbauinspektoranwärter (Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt, Fachrich-

tung Technische Dienste) werden im Beamtenverhältnis ausgebildet. Nach erfolgrei-

cher Ausbildung werden sie durch den LBV.SH auf Probe verbeamtet.  

Baustoffprüferinnen und Baustoffprüfer, Bauzeichnerinnen und Bauzeichner sowie 

Straßenwärterinnen und Straßenwärter werden im Beschäftigtenverhältnis ausgebil-

det. 

 

117. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen bzw. 

Plätzen in dualen Studiengängen im Bereich Straßenbau und Verkehr im Vergleich 

mit anderen Bundesländern aus Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Der LBV.SH hat seine Ausbildungsaktivitäten intensiviert und ein eigenes Dezernat 

für die Aus- und Fortbildung eingerichtet mit dem Ziel, die Ausbildung quantitativ und 

qualitativ auszuweiten. Es werden das duale Studium Bauzeichnerin/Bauingenieurin 

bzw. Bauzeichner/Bauingenieur sowie das duale Studium an der „hochschule 21“ 

und seit 2018 das industriebegleitende Studium an der FH Kiel angeboten. Seit 2017 

wurden 17 zusätzliche Stellen für neue duale Studiengänge geschaffen. Der Landes-

regierung liegen keine Vergleichsdaten aus den anderen Bundesländern vor. 
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118. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung im 

Bereich Straßenbau und Verkehr zu steigern? 

Der LBV.SH bietet für die einzelnen dualen Studienplätze im Vergleich zu der freien 

Wirtschaft sehr attraktive Konditionen bezüglich der Vergütung, der Übernahme der 

Studiengebühren sowie der breitgefächerten und abwechslungsreichen Ausbildung. 

Die Ausbildung zur Straßenwärterin oder zum Straßenwärter beinhaltet den Erwerb 

des CE Führerscheins und ggf. auch den Erwerb des B Führerscheins. In den letzten 

Jahren konnte allen Auszubildenden nach Beendigung der Ausbildung ein Arbeits-

vertrag angeboten werden. 

 

119. Welche Kosten entstehen dem Land für Ausbildung und Studium im Bereich 

Straßenbau und Verkehr? 

2018 beläuft sich der Mittelansatz für die Ausbildungsvergütung auf 1 Mio €. Zusätz-

lich fallen ca. 165.000,-- € in 2018 für Studiengebühren, Reisekosten und Seminare 

(innerhalb des Vorbereitungsdienstes) und 370.000,-- € für den überbetrieblichen 

Unterricht in Ahrensbök, der DEULA (einschl. Kosten für den Führerschein) und der 

Berufsschule in Rendsburg an.  

 

120. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze bzw. Plätze in dualen Studiengängen im Bereich Straßen-

bau und Verkehr zur Verfügung? 

Ja. 

 

121. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen bzw. Plätzen in dualen Studiengängen sind im Bereich Stra-

ßenbau und Verkehr geplant und nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Die Planung ist bedarfsorientiert, daher wird ab 2019 wieder der Ausbildungsberuf 

der Bauzeichnerin bzw. des Bauzeichners angeboten. 

 

Vermessung und Geoinformation 

122. Wie viele Ausbildungsplätze wurden im Bereich Vermessung und Geoinforma-

tion jeweils in den letzten 5 Jahren bereitgestellt und in welchen Ausbildungsberufen? 

 

Anzahl an Plätzen für eine Aus-
bildung oder ein duales Studi-
um 

2014 2015 2016 2017 2018 

Fachinformatiker/in 0 2 0 0 2 
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123. Welche Voraussetzungen müssen Bewerber*innen für die jeweilige Ausbil-

dung im Bereich Vermessung und Geoinformation erfüllen? 

Für die Ausbildungsberufe werden folgende Voraussetzungen gefordert: 

- einen überzeugenden mittleren Bildungsabschluss/mittlere Reife, 

- gutes mathematisches und technisches Verständnis, 

- Sorgfalt, Zuverlässigkeit und logisches Denken, 

- Interesse für neue Technologien und am Umgang mit moderner Computer-

technologie, 

- Einsatzbereitschaft, Flexibilität und Aufgeschlossenheit, 

- für Nichtmuttersprachler nachgewiesene Deutschkenntnisse, vorzugsweise auf 

dem Niveau C1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens (GER), 

- für Vermessungstechnikerinnen und Vermessungstechniker - Bereitschaft zum 

Außendienst im Gelände. 

 

124. Nach welchen Kriterien entscheidet das Land über die Anzahl der Ausbil-

dungsplätze im Bereich Vermessung und Geoinformation? 

Die Anzahl der Ausbildungsplätze orientiert sich am Bedarf an Fachkräften. Aufgrund 

des demographischen Wandels werden in den kommenden Jahren viele Fachkräfte 

altersbedingt in Rente gehen bzw. pensioniert werden. Diesem Personalabgang wird 

seit 2015 durch eine höhere Ausbildungsquote entgegengewirkt. 

 

125. Wie hoch war der Anteil der Auszubildenden, die jeweils in den letzten 5 Jah-

ren nach Abschluss der Ausbildung im Bereich Vermessung und Geoinformation 

übernommen wurden? Wie viele davon wurden nur befristet übernommen? Wie viele 

Auszubildende bzw. Studierende haben von sich aus auf eine Übernahme verzich-

tet? 

Geomatiker/in 2 2 4 4 4 

Vermessungstechniker/in  6 7 10 10 10 

Jahr Übernahme gesamt Vermessungstechniker/in 

2014 
unbefristet 

4 

0 

befristet 0 

Verzicht 0 

2015 
unbefristet 

6 

5 

befristet 0 

Verzicht 0 
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In den letzten fünf Jahren wurde (k. A.) der vier ausgebildeten Fachinformatikerinnen 

und –informatikern übernommen.  

Nach der Ausbildung zur Geomatikerinnen bzw. zum Geomatiker wurden alle vier 

Nachwuchskräfte unbefristet übernommen.  

 

126. Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die in den letzten 5 Jahren die Ausbildung 

bzw. das duale Studium im Bereich der Vermessung und Geoinformation abgebro-

chen haben und welche Gründe werden dafür angegeben? Wie hoch ist die Zahl der-

jenigen, die die Ausbildung bzw. das Studium aufgrund nicht bestandener Prüfungs-

leistungen abbrechen mussten? 

In den letzten fünf Jahren hat eine Auszubildende zur Geomatikerin bzw. zum Geo-

matiker und zwei Auszubildende zur Vermessungstechnikerin bzw. zum Vermes-

sungstechniker die Ausbildungen aufgrund einer beruflichen Umorientierung abge-

brochen.  

 

127. In welchem Ausmaß werden im Bereich Vermessung und Geoinformation 

Verbeamtungen vorgenommen? 

Nachwuchskräfte in der Laufbahngruppe 2 werden verbeamtet. Es handelt sich beim 

LVermGeo um drei Stellen für Referendare und zwei Stellen für Anwärterinnen und 

Anwärter, wobei diese wegen mangelnder geeigneter Bewerbungen nicht immer voll 

ausgeschöpft werden können. 

 

128. Wie ist das quantitative und qualitative Angebot an Ausbildungsplätzen im Be-

reich Vermessung und Geoinformation im Vergleich mit anderen Bundesländern aus 

Sicht der Landesregierung zu bewerten? 

Das quantitative Angebot an Ausbildungsplätzen im Bereich Vermessung und Geoin-

formation liegt auf einem ähnlichen Niveau der Nachbarländer und bei der Ausbil-

2016 
unbefristet 

6 

 

6 

befristet 0 

Verzicht 0 

2017 
unbefristet 

5 

4 

befristet 0 

Verzicht 1 

2018 
unbefristet 

6 

5 

unbefristet 0 

befristet 0 
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dung von Geomatikerinnen und Geomatikern auf einem überdurchschnittlichen ho-

hen Niveau. 

Bei der Qualität der Ausbildung ist hervorzuheben, dass die Ausbildungskapazitäten 

in den vergangenen zwei Jahren erhöht wurden. Für das Landesamt für Vermessung 

und Geoinformation (LVermGeo SH) wurde eigens eine zentrale Organisationsein-

heit mit der Organisation und Durchführung der Ausbildung beauftragt. Weiter beste-

hen in den verschiedenen Standorten des Landesamtes eigene dezentrale Ausbil-

dungseinheiten, so dass eine Betreuung der Ausbildung im gesamten Land auf ho-

hem Niveau gewährleistet ist. Aufgrund des demographischen Wandels bestehen 

ebenfalls sehr gute Chancen auf Weiterbeschäftigung nach der Ausbildung. Im Be-

reich der Vergütungen richtet sich das LVermGeo SH im Bereich der Ausbildungsbe-

rufe, wie auch andere Nachbarbundesländer, nach den tariflichen Vorgaben. Bei der 

Höhe der Vergütung der Anwärterinnen und Anwärter sowie Referendarinnen und 

Referendare liegt das Landesamt im Bundesvergleich im Mittelfeld. 

 

129. Welche Maßnahmen ergreift das Land, um die Attraktivität der Ausbildung im 

Bereich Vermessung und Geoinformation zu steigern? 

Um die Attraktivität der Ausbildung im Bereich Vermessung und Geoinformation zu 

steigern werden nachfolgende Maßnahmen durchgeführt: 

- Teilnahme an Berufsmessen (CITTI-Parkmesse, Nordjob-Messen, Nacht 

der Bewerber Husum, Messe BIZ Bad Oldesloe); 

- Teilnahme an Werbeveranstaltungen in Hochschulen (z.B. Jade Universität 

Oldenburg, „Speeddating“ HafenCity Universität Hamburg); 

- Einführung einer Studienförderung; 

- Wiedereinführung Beamtenausbildung in Laufbahnruppe 2, 1. Einstiegsamt; 

- Teilnahme an Aktionen wie z.B. GirlsDay oder Tag der Geodäsie; 

- Auftritte im Internet und in den sozialen Medien (youtube, XING, Instagram); 

- medienwirksame Veröffentlichungen (Presseberichte wie z.B. Copernicus-

Satellitendaten oder Einführung eines Satellitenkorrekturdatendienstes für 

die Landwirtschaft); 

 

130. Welche Kosten entstehen dem Land für die Ausbildung im Bereich Vermes-

sung und Geoinformation? 

Jährlich werden rund 60 T € für Ausbildung im Bereich Vermessung und Geoinforma-

tion ausgegeben (ohne Ausbildungsvergütungen, Lohnnebenkosten, Personalkosten 

für Ausbilder und Kosten für Räumlichkeiten). Die Kosten enthalten unter anderem 

die Unterbringungskosten für Wohnheime / Wohnungen, für die Teilnahme am 

Blockunterricht der Berufsschule, Reisekosten für Fahrten zur Berufsschule, Gebüh-
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ren für Zwischenprüfungen, Abschlussprüfungen, Gebühren für Einträge ins Berufs-

bildungsverzeichnis. 

Inklusive Ausbildungsvergütungen betragen die Kosten unter Zugrundelegung der 

heutigen Anzahl Referendare, Anwärter, Azubi: 

60 T€ + 610 T€ (Ausbildungsvergütungen)=670 T€ (ohne Lohnnebenkosten, Perso-

nalkosten für Ausbilder und Kosten für Räumlichkeiten). 

 

131. Stellt das Land nach Auffassung der Landesregierung gegenwärtig ausrei-

chend Ausbildungsplätze im Bereich Vermessung und Geoinformation zur Verfü-

gung? 

In den Bereichen der Ausbildung vergleichbar mit der Laufbahngruppe 1, 2. Einstieg-

samt und der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt stellt das Land ausreichend Ausbil-

dungsplätze zur Verfügung. Für Ausbildungen vergleichbar mit der Laufbahngruppe 

2, 1. Einstiegsamt stellt das Land zwar Ausbildungsplätze zur Verfügung, die jedoch 

bislang aufgrund geringerer Bewerberzahlen noch nicht ausreichend genutzt werden. 

Eine andere Form des Angebots (z.B. duales Studium) könnte sich positiv auf die 

Bewerberlage auswirken und unterstützend sein(siehe Frage 132). 

 

132. Welche Veränderungen im zukünftigen quantitativen und qualitativen Angebot 

an Ausbildungsplätzen sind im Bereich Vermessung und Geoinformation geplant und 

nach welchen Kriterien orientiert sich die Planung? 

Im Bereich der Ausbildungsberufe Vermessungstechnikerinnen und Vermessungs-

techniker sowie Geomatikerinnen und Geomatiker sind keine Veränderungen ge-

plant. Die Planung orientiert sich am Bedarf und richtet sich im Wesentlichen an Per-

sonalabgangszahlen aufgrund des Eintritts in den Ruhestand. 

Das LVermGeo SH plant in Zusammenarbeit mit der HafenCity Universität Hamburg 

die Einführung eines dualen Studienganges, um den Bedarf an Fachkräften zu de-

cken und die Attraktivität als Arbeitsgeber zu erhöhen. Die Planung orientiert sich am 

Bedarf (Altersabgänge). 

 

Ausbildungsstätten und Wohnsituation der Auszubildenden 

Vorbemerkung der Landesregierung zu dem folgenden Abschnitt: 

Für die theoretische Ausbildung der Nachwuchskräfte des Landes sind diverse un-

terschiedliche Einrichtungen zuständig. Eine Zuordnung zu den Ausbildungs- und 

Studiengängen ist der Anlage 1 zu entnehmen. Aufgrund der mangelnden Auskunfts-

fähigkeit wird in diesem Abschnitt ausschließlich auf die Ausbildungsstätten einge-

gangen, die mindestens anteilig durch das Land betrieben werden.  
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133. Welche Ausbildungsstätten betreibt bzw. nutzt das Land für seine Ausbildun-

gen und dualen Studiengänge und wie sind diese strukturiert? 

 

134. Welche Kosten fallen gegenwärtig für den Betrieb der Ausbildungsstätten an? 

Vom Land betriebene Ausbil-

dungsstätten  

Struktur der Ausbildungsstätte 

Das Ausbildungszentrum für Ver-
waltung ist eine rechtlich selbstän-
dige Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ohne Gebietshoheit mit ei-
gener Dienstherrnfähigkeit mit den 
Ausbildungseinrichtungen: 
 

Getragen vom Land SH, den Kommunen 
(Verein zur Unterhaltung der  

Schleswig-Holsteinischen  
Gemeindeverwaltungsschule)  

und dem Verein Deutsche Rentenversiche-
rung Bildungszentrum Reinfeld 

 Verwaltungsakademie Bor-
desholm 

 

Ausbildungsgänge u.a.  
Regierungssekretäranwärter  
(Land/ Kommunen) LG 1, 2. 

 Fachhochschule für Verwal-
tung in Altenholz 

Mit den Fachbereichen  
Allgemeine Verwaltung (Land/Kommunen),  
Polizei, Steuer, Rentenversicherung (am 

Standort Reinfeld/ Holst.)  
(jeweils duales Studium) LG 2, 1. 

Bildungszentrum der Steuerverwal-
tung des Landes SH in Malente 

Ausbildungsstätte für die fachtheoretische 
Ausbildung für die Laufbahngruppe 1.2 der 
Steuerverwaltung und für die Ausbildungs-

arbeitsgemeinschaften im Rahmen der 
Ausbildung der LG 2.1; 

Fortbildungsstätte für die gesamte Steuer-
verwaltung des Landes SH 

Polizeidirektion für Aus- und Fortbil-
dung in Eutin 

gesamte Ausbildung der LG 1.2; 
2. Semester; praktische Ausbildung der LG 

2, 1. (Grundpraktikum) 
Zusätzlich Praxistrainings der LG 2.1 

Justizvollzugsschule des Landes 
SH in Neumünster 

Ausbildungsgänge LG 1, 2.  
(Allgemeiner Vollzugsdienst, Werkdienst) 

Vom Land betriebene  

Ausbildungsstätten  

Kosten 

Verwaltungsakademie Bordesholm 
- Kostenanteil des Landes (fix) 
- Gesamtgebühren Land (variabel 

/Anzahl Anwärterinnen und An-
wärter) 

 

 
 41 T€ 
 145 T€ 
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135. Wie hoch ist die Auslastung der eigenen Ausbildungseinrichtungen? 

Die Einrichtung der FHVD auf dem Campus in Altenholz ist derzeit aufgrund der in 

den letzten Jahren deutlich gestiegenen Einstellungszahlen in den Fachbereichen 

Allgemeine Verwaltung, Polizei und Steuerverwaltung stark ausgelastet. Insgesamt 

Fachhochschule für Verwaltung in Al-
tenholz 

- Kostenanteil des Landes (fix) 
- Parkplatznutzung 
- Bereitstellung Cafeteria 
- Gesamtgebühren Land (variabel 

/ Anzahl Studierende) 
 

 
 
                   1,23 Mio. €*  
 58 T€  
 23 T€ 
 382 T€ 
 
(* Anteile entfallen auf: 
Allgemeine Verwaltung: 0,12 Mio. €; 
Steuer: 0,23 Mio. €; Polizei: 0,88 Mio. €). 

Bildungszentrum der Steuerverwaltung 
des Landes SH in Malente 

- Sachkostenbudget 
- Personalkosten 
- Bewirtschaftungskosten Malente 
- Bewirtschaftungskosten Interim-

sunterkunft Eutin (15 Whg. von 
110) 

 
 

152 T€ 
1.100 T€ 
573 T€ 
161 T€ 

Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung 
in Eutin 

- Gesamtbewirtschaftungskosten 
in Eutin, Hubertushöhe 

- Gesamtbewirtschaftungskosten 
in Malente, Kiebitzhörn   

- Gesamtbewirtschaftungskosten  
Interimsunterkunft in Eutin, Wil-
helmshöhe 

 

 
 

2,7Mio€ 
 

416T€ 
 

782T€ 

Justizvollzugsschule des Landes SH in 
Neumünster 

- Sachkosten (EP 09) 
- Bewirtschaftungskosten (EP 12) 
- Kalkulatorische Personalkosten 

(KLR) 
*Werte gemäß KLR 2015; Werte für 
Folgejahre liegen in Kürze vor. 
** Die JV-Schule erbringt sowohl Ausbil-
dungs- als auch Fortbildungsleistungen. 
Die Verteilung der Kosten auf die Leis-
tungsbereiche kann nicht trennscharf 
erfolgen. Die angegebenen Kosten be-
ziehen sich auf die Einrichtung insge-
samt. 
 

 
 

129 T€ 
50 T€ 

193 T€ 
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stiegen die Einstellungszahlen im Vergleich zu den Zahlen aus 2015 in den vergan-

genen Jahren um rund 45 %. Die Überlastquote wird sich in den kommenden Jahren 

noch weiter erhöhen, wenn die derzeit noch schwächer besetzten Einstellungsjahr-

gänge nach Prüfungsabschluss durch stärkere Einstellungsjahrgänge ersetzt wer-

den. Eine bauliche Erweiterung ist in Planung.  

Die Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung in Eutin ist vollständig ausgelastet.  

Die Überlastquote hat bereits zu einem Bedarf an zusätzlichen Lehrsälen, Büroräu-

men für Dozentinnen und Dozenten sowie an weiteren Stellplätzen geführt. Die ent-

sprechenden Bedarfe sind mit der derzeit vorhandenen Infrastruktur nicht mehr zu 

decken. 

Die Verwaltungsakademie Bordesholm (VAB) ist durch eine Vielzahl von Ausbil-

dungslehrgängen sowie die derzeit am Standort angebotenen Fortbildungsveranstal-

tungen und Qualifizierungsmaßnahmen des Bereiches KOMMA (Kompetenzzentrum 

für Verwaltungsmanagement = Fortbildungsbereich des AZV) ebenfalls ausgelastet. 

Die bauliche Unterhaltung obliegt bzgl. der VAB allerdings dem Kommunalen Be-

reich. Ein neues Multifunktionsgebäude befindet sich am Standort derzeit im Bau. 

Das Bildungszentrum der Steuerverwaltung ist ganzjährig nahezu komplett ausgelas-

tet. 

Die Justizvollzugsschule in Neumünster hat mit Durchführung eines zweiten Ausbil-

dungslehrganges pro Jahr ab 2018 die Kapazitätsgrenze erreicht, bzw. überschritten. 

Derzeit ist die Anmietung einer größeren Liegenschaft durch die GMSH in Vorberei-

tung. 

 

136. Welche externen Akteure nutzen diese Ausbildungseinrichtungen? 

Vom Land betriebene  

Ausbildungsstätten  

Externe Akteure 

Verwaltungsakademie Bordesholm 
 

Sofern Kapazitäten vorhanden -  andere 
Einrichtungen und Dienststellen des öf-
fentlichen Dienstes 

Fachhochschule für Verwaltung in Al-
tenholz 

Sofern Kapazitäten vorhanden -  andere 
Einrichtungen und Dienststellen des öf-
fentlichen Dienstes 

Bildungszentrum der Steuerverwaltung 
des Landes SH in Malente 

Durch die volle Auslastung ist keine ex-
terne Nutzung möglich. 

Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung 
in Eutin 

Andere Landesverwaltungen 
z. B. 

- Justizministerium mit General-
staatsanwaltschaft, Staatsanwalt-
schaft, Oberlandesgerichte, Land-
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137. Wie werden die Ausbildungseinrichtungen des Landes in den kommenden 

Jahren weiterentwickelt und welche Investitionen sind mittelfristig geplant? 

Verwaltungsakademie Bordesholm: 

Durch die für diese Liegenschaft zuständigen Schleswig-Holsteinischen Kommunen 

wird derzeit ein neuer multifunktional nutzbarer Gebäudeteil errichtet. Zudem stehen 

umfangreiche Sanierungsmaßnahmen im Bestandsgebäude an. 

Fachhochschule für Verwaltung in Altenholz: 

Das Land ist zuständig für die räumliche Unterbringung der FHVD am Standort Al-

tenholz. Investitionen in die Liegenschaft erfolgen unter Einbindung der GMSH. 

Im Bereich der FHVD am Campus Altenholz wird von der Staatskanzlei in enger Ab-

stimmung mit dem AZV eine bauliche Erweiterung zur Deckung der zu Frage 135 

aufgezeigten Bedarfe kurz- bis mittelfristig angestrebt.  

Bildungszentrum der Steuerverwaltung des Landes SH in Malente: 

Das BIZ Malente befindet sich seit 2013 in der baulichen Grundsanierung mit drei 

Teilmaßnahmen. Die laufende dritte Teilmaßnahme umfasst den Neubau eines zwei-

ten Bettenhauses, den Abbruch der alten Wäscherei, den Anbau einer neuen Küche 

gerichte, Amtsgerichte, Justizvoll-
zugsanstalten 

- Finanzministerium mit Finanzäm-
tern 

- Staatskanzlei 
- MILI – IV 7 

 
Andere Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben (BOS) 
z. B. 

- Kommunen, z. B. Berufsfeuerwehr 
Kiel 

- Bundeskriminalamt 
- Bundespolizei 
- Andere Länderpolizeien 
- Spezialeinheiten anderer Länder-

polizeien 
- Zoll 
- Gewerberaufsichtämter 
- Fachhochschule für Verwaltung 

und Dienstleistung 
- Kooperation mit Uni Brandenburg 

zum Thema Cybercrime, Federfüh-
rung LKA Kiel 

 

Justizvollzugsschule des Landes SH in 
Neumünster 

OLG Schleswig 
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und den Umbau des Haupthauses mit Schulungs- und Büroräumen, Speisesaal so-

wie Sportbereich. Die reinen Bauinvestitionen für diese 3. Teilmaßnahme belaufen 

sich gemäß Vorentwurfsplanung auf rund 3,7 Mio. € (brutto). Voraussichtlicher Bau-

beginn ist Anfang 2020 und Fertigstellung voraussichtlich Anfang 2022. 

Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung in Eutin: 

Landespolizei: Die aktuelle Zielplanung für die PD AFB Eutin sieht bis 2025 ein Bau-

volumen von 67 Mio. € vor. Enthalten sind Sanierungs- und Umbaumaßnahmen an 

17 Bestandsgebäuden, die Erweiterung eines Lehrsaalgebäudes, der Ersatzneubau 

eines Wirtschaftsgebäudes, der Neubau von 2 Unterkunftsgebäuden, der Neubau 

eines Aula- und Schulungsgebäudes, der Neubau eines Blockheizkraftwerkes und 

die Anpassung und Sanierung der technischen und verkehrstechnischen Infrastruktur 

in der Liegenschaft. 

In der Liegenschaft sind in den nächsten Jahren die folgenden Investitionen vorge-

sehen: 

 

 

(Angaben in Mio. €) 

Die Zahlen enthalten Bau- und Baunebenkosten (Freiberuflich Tätige + Organleihekosten).  

Justizvollzugsschule des Landes SH in Neumünster: 

Die Räumlichkeiten der Justizvollzugsschule in Neumünster werden an die erhöhten 

quantitativen Bedarfe angepasst. Die Höhe der Investitionen wird derzeit ermittelt. 

 

138. Wie weit ist sichergestellt, dass die Ausbildungsstätten barrierefrei zugänglich 

sind?  

Das Finanzministerium hat mit seinem Erlass vom 04.12.2017 die Handlungsanwei-

sung zur Umsetzung der Barrierefreiheit in den Liegenschaften des Landes einge-

führt. Diese basiert auf den Vorgaben des Landesaktionsplans zur Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention. Die GMSH hat hierfür den sogenannten 5-Stufen-

Plan entwickelt: 

Stufe 1:  Festlegung von Prioritäten nach Erfordernissen zur Barrierefreiheit 

Bearbeitungszeit: bis März 2018 

Stufe 2: Analyse des Ist-Zustands 

Bearbeitungszeit: bis September 2019 

Stufe 3:  Formulierung des Maßnahmenkatalogs 

Bearbeitungszeit: bis März 2021 

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

3,1  5,2  13,9  12,5  11,8  9,8 8,7 2,2  
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Stufe 4:  Umsetzung der Maßnahmen 

Bearbeitungszeit: bis März 2025 

Stufe 5: Sicherung des Erfolges und der Nachhaltigkeit der Maßnahmen 

Bearbeitungszeit: ab April 2025 

Die Stufe 1 ist bereits abgeschlossen. In diesem Rahmen ist auch die Ausbildungs-

stätte der Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung und für die Bereitschaftspolizei 

Schleswig-Holstein, Hubertushöhe, untersucht worden. Nunmehr hat die Stufe 2 des 

Stufenplanes begonnen und damit die Analyse des Ist-Zustands. Die Ausbildungs-

stätte ist somit in das Regelverfahren für die gesamten Liegenschaften des Landes 

eingebunden. Sobald die Gesamtergebnisse vorliegen, erfolgt die Ableitung erforder-

licher Maßnahmen, um die Barrierefreiheit insgesamt zu entwickeln. Bei Neubauten 

werden die aktuellen Vorgaben entsprechend umgesetzt.  

Vom Land betriebene Ausbildungs-

stätten  

Barrierefreiheit 

Verwaltungsakademie Bordesholm 
 

Im Bereich der VAB obliegt diese Aufga-
be über den „Verein zur Unterhaltung der 
Schleswig-Holsteinischen Gemeindever-

waltungsschule“ den kommunalen 
Dienstherren. 

 

Fachhochschule für Verwaltung in Al-
tenholz 

Barrierefrei. 
Die vom Land zur Verfügung zustellen-

den Räumlichkeiten der FHVD am Cam-
pus Altenholz werden von der GMSH hin-
sichtlich ihrer barrierefreien Ausstattung 

betreut. 
 

Bildungszentrum der Steuerverwaltung 
des Landes SH in Malente 

Das Bildungszentrum der Steuerverwal-
tung erhält in  2019 einen Personenauf-
zug, welcher den barrierefreien Zugang 

zu den Unterkünften und Lehrsälen sowie 
zum Speisesaal ermöglicht. 

Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung 
in Eutin 
a.) Eutin, Hubertushöhe 
b.) Malente, Kiebitzhörn 
c.) Interimsunterkunft in Eutin, Wil-
helmshöhe 

Teilweise barrierefrei 

Justizvollzugsschule des Landes SH in 
Neumünster 

Die bisherigen Räumlichkeiten der Justiz-
vollzugsschule sind nicht barrierefrei, dies 
ist in der neuen Liegenschaft zu berück-

sichtigen (GMSH). 
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139. Besteht die Möglichkeit, dass Auszubildende bzw. Studierende des Landes 

ihre Ausbildung oder Teile davon (z.B. im Rahmen eines Praktikums) im Hanse 

Office Brüssel absolvieren und wenn ja, wie wird dieses Angebot angenommen? 

In den meisten Ausbildungsbereichen besteht keine Möglichkeit einen Teil der Aus-

bildung im Hanse Office Brüssel zu absolvieren. Für die Anwärterinnen und Anwärter 

der Allgemeinen Verwaltung besteht in der Laufbahngruppe 2 diese Möglichkeit, 

stößt jedoch auf eher verhaltenes Interesse. Bei Interesse kann auch den Anwärte-

rinnen und Anwärtern sowie den Referendaren im Geschäftsbereich des MELUND 

die Gelegenheit eröffnet werden. Vorgesehen aufgrund des Ausbildungsplans ist es 

jedoch nicht. 

 

140. Wie beurteilt die Landesregierung die Wohnraumsituation bzw. die Qualität 

und Quantität der vorhandenen Unterkünfte an den Ausbildungsstandorten? 

Im Bereich der VAB werden den Lehrgangsteilnehmerinnen und -teilnehmern anfor-

derungsgerechte Unterkünfte für ihre Lehrgangsteilnahme im Ausbildungsbereich im 

Rahmen einer bestehenden Internatspflicht zur Verfügung gestellt. Die Unterbrin-

gung erfolgt in der Regel in Zweibettzimmern mit Nasszelle. 

Den Fortbildungsteilnehmerinnen und –teilnehmern werden ansprechende Einzel-

zimmer mit Nasszelle für die Dauer ihrer Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 

in der dortigen Liegenschaft angeboten. 

Im Bereich der FHVD am Campus Altenholz stehen keine eigenen Unterkünfte des 

Landes bzw. des Ausbildungszentrums für Verwaltung zur Verfügung. Die Studie-

renden müssen sich ggf. auf dem privaten Wohnungsmarkt bedienen und konkurrie-

ren hier mit Studierenden und Auszubildenden anderer Einrichtungen. 

Die Unterbringungsmöglichkeiten in der bisherigen Justizvollzugsschule wurden in 

den vergangenen Jahren soweit möglich an die Bedarfe angepasst und wurden sei-

tens der Anwärterinnen und Anwärter als ausreichend angesehen. Mit Verdoppelung 

der Lehrgänge reichen die räumlichen Kapazitäten jedoch nicht mehr aus (vgl. Frage 

135).  

In den Jahren 2016 und 2017 wurden die Unterkunftsräume im Bildungszentrum der 

Steuerverwaltung umfassend saniert. Alle Einzel- und Doppelzimmer verfügen nun-

mehr über eine eigene Nasszelle in einem der Aus- und Fortbildung angemessenen 

modernen Standard. 

Im Bereich der Polizei entspricht die Wohnraumsituation nicht dem heutigen Stan-

dard was die landeseigenen Gebäude bei der PD AFB angeht. Zusätzlich sind Woh-

nungen in der angrenzenden Seniorenresidenz Wilhelmshöhe angemietet. Des Wei-

teren wird auf die Antwort zu Frage 137 verwiesen. 
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141. Welche Maßnahmen sind geplant bzw. werden aktuell durchgeführt, um die 

Wohnraumsituation an den Ausbildungsstandorten zu verbessern (z.B. Ausbau und 

Modernisierung der Wohnheimkapazitäten, Trennungsgeld, Mietzuschüsse)? 

Verwaltungsakademie Bordesholm: 

Der Verein zur Unterhaltung der Schleswig-Holsteinischen Gemeindeverwaltungs-

schulen errichtet in Bordesholm ein neues Multifunktionsgebäude. Dieses wird unter 

anderem 27 Einzelzimmer mit Nasszellen enthalten. 

Diese modernen Einzelunterkünfte erfüllen die Ansprüche hinsichtlich Raumgröße 

und Ausstattung. 

Fachhochschule für Verwaltung in Altenholz: 

Im Bereich der FHVD unterstützt die Hochschule durch Informationsangebote die 

Wohnraumsuche der Studierenden auf dem freien Wohnungsmarkt. 

Bildungszentrum der Steuerverwaltung des Landes SH in Malente: 

Im Rahmen der abschließenden Teilmaßnahme der Sanierung des Bildungszent-

rums der Steuerverwaltung entsteht ab Mitte 2019 ein weiteres Bettenhaus mit 10 

Einzel- und 7 Doppelzimmern jeweils mit eigener Nasszelle. 

Des Weiteren entsteht ein neues Kantinengebäude. Der Speisesaal wird moderni-

siert. Im Bereich der alten Kantine entsteht ein Sport- und Freizeitbereich. 

Im Laufe des Jahres 2018 erfolgt der Anschluss der Liegenschaft an das Glasfasernetz. 

Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung in Eutin: 

Die Polizeibeamten*innen in der Ausbildung erhalten bei Vorlage der Anspruchsvo-

raussetzungen auf Antrag Trennungsgeld entsprechend den Vorschriften der Tren-

nungsgeldverordnung. Für die Polizei (PD AFB) wird ergänzend auf die Antwort zu 

Frage 137 verwiesen. 

Justizvollzugsschule des Landes SH in Neumünster: 

Die Neuanmietung eines größeren Objektes für die Justizvollzugschule ist derzeit in 

Vorbereitung (GMSH). 

142. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, den Auszubildenden bzw. 

Studierenden des Landes den Zugang zum ÖPNV zu erleichtern, z.B. über eine mit 

dem landesweiten Semesterticket für Studierende der Hochschulen vergleichbare 

Lösung?  

Im Gegensatz zu Studierenden an staatlichen Hochschulen erhalten die Nachwuchs-

kräfte des Landes eine Ausbildungsvergütung bzw. Anwärterbezüge, mit denen die 

Grundbedürfnisse der Auszubildenden und Studierenden abgedeckt sind.  
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Anfrage über die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für die Beantwortung einer 

großen Anfrage der SPD-Fraktion zur Ausbildungssituation im Land Schleswig-

Holstein 

Ihr Schreiben vom 14.09.2018 

 

 

Sehr geehrter Herr Arend, 

 

nach Durchsicht des Entwurfs der Antwort auf die Große Anfrage kann ich Ihnen Folgendes 

mitteilen: 

 

Durch die Veröffentlichung von Fallzahlen darf es nicht zur Weitergabe von personenbezoge-

nen Daten kommen. Für eine solche gibt es keine Rechtsgrundlage. 

 

Die Veröffentlichung der Anzahl der Personen in einem Ausbildungsgang sehe ich auch bei 

kleinen Fallzahlen noch nicht als Übermittlung personenbezogener Daten an. 

 

Personenbezug kann jedoch entstehen, wenn für Personen in einem Ausbildungsgang mit 

kleinen Fallzahlen eine oder mehrere weitere Eigenschaften angegeben werden. Das liegt auf 

der Hand bei Ausbildungsgängen, die nur von einer Person belegt sind. Im Hinblick auf mögli-

ches Zusatzwissen, das bei bestimmten Personen vorhanden ist, kann jedoch ein Personen-

bezug auch bei Angaben zur Häufigkeit einer weiteren Eigenschaft bei kleinen Gruppen nicht 

ausgeschlossen werden. Wie in ähnlichen Konstellationen erscheint es für eine Anonymisie-

rung hinreichend, wenn Aussagen zur Häufigkeit erst für Gruppen getroffen werden, die grö-

http://www.datenschutzzentrum.de/datenschutz/
mailto:mail@datenschutzzentrum.de
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ßer als drei Personen sind. (Dies entspricht z.B. dem Vorgehen der BA bei der Veröffentli-

chung der Arbeitslosenstatistik.) Für kleinere Gruppen ist entweder keine Angabe zu machen 

oder diese sind zu einer hinreichend großen Gruppe zusammenzufassen. 

 

Dies betrifft in der Tabelle zu Frage 2 die folgenden Ausbildungs- bzw. Studiengänge: 

Diplom-Archivar/in, Justizvollzugsbeamter/beamtin im Werksdienst, Regierungsfischereisekre-

tär/in, Tierpfleger/in, Land- und Baumaschinenmechatroniker/in, Metallbauer/in, Biologielabo-

rant/in, Chemielaborant/in, Baustoffprüfer/in, Bauzeichner/in, Duales Studium Fachrichtung 

Bauingenieurwesen, Bauingenieur/in mit Bauzeichnerausbildung. 

 

Dies gilt auch für die Tabellen zu Frage 4 (Menschen mit Behinderung) und Frage 7 (Migrati-

onshintergrund). Bei diesen Tabellen kommt erschwerend hinzu, dass es sich hier um beson-

dere Datenkategorien handelt (Gesundheitsdaten, Daten über ethnische Herkunft), die nach 

Art. 9 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) einen verstärkten Schutz genießen 

und nur unter erhöhten Voraussetzungen und gesteigerten Datensicherheitsmaßnahmen ver-

arbeitetet werden dürfen. Dabei ist zu beachten, dass auch das Nicht-Vorliegen des jeweiligen 

Merkmals ein entsprechendes Datum in Sinne von Art. 9 DSGVO darstellt (das Nicht-

Vorliegen einer Behinderung ist ein Gesundheitsdatum, das Nicht-Vorliegen von Migrations-

geschichte sagt etwas über die ethnische Herkunft aus). 

 

Weiterhin betrifft dies eine Vielzahl von Aussagen im hinteren Teil des Entwurfs, wo es um die 

Abbrecherrate und die Anzahl der übernommenen Personen geht. Diese kann ich hier nicht im 

Einzelnen aufzählen.  

 

Zu einer personenbezogenen Aussage über die Angehörigen eines Ausbildungsganges 

kommt es außerdem, wenn ein Merkmal auf alle oder keines der Gruppenmitglieder zutrifft. 

Dies findet sich bei einigen Gruppen in der Tabelle zu Frage 2, ist aber auch bei größeren 

Gruppen möglich, wie sich in den Tabellen zu den Fragen 4 und 7 zeigt. Hier wird z.B. über 

alle Personen in der Gruppe der Auszubildenden zu Diplomverwaltungswirten die Aussage 

getroffen, dass sie keinen Migrationshintergrund haben. Dies wäre eine Veröffentlichung von 

sensiblen personenbezogenen Daten über jede einzelne Person in der Gruppe  

 

Daher müssen in jedem Fall die Gruppen in denen das zweite Merkmal auf keinen oder alle 

Angehörigen der Gruppe zutrifft, zusammengefasst werden. In der Tabelle zu Frage 4 könnte 

es sich anbieten, wegen der geringen verbleibenden Aussagekraft eine Aussage nur für alle 

Ausbildungsarten gemeinsam zu machen. Das Nicht-Vorliegen einer Behinderung bei 100% 

der Auszubildenden im Polizeibereich kann allerdings vermutlich darauf zurückgeführt werden, 

dass eine Behinderung ein gesundheitliches Ausschlusskriterium bei der Rekrutierung ist. In 

diesem Fall habe ich keine Bedenken dagegen, die Werte mit einer entsprechenden Bemer-

kung zu veröffentlichen. 
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Ich sehe auch keine verfassungsrechtlichen Probleme bei der vorgeschlagenen Vorgehens-

weise. Zwar besteht selbstverständlich die grundsätzliche Auskunftspflicht der Exekutive ge-

genüber dem Parlament. Allerdings sieht Art. 29 Abs. 3 der Landesverfassung ausdrücklich 

vor, dass die Landesregierung die Beantwortung von Fragen, die Erteilung von Auskünften 

oder die Vorlage von Akten ablehnen kann, wenn dem Bekanntwerden des Inhalts schutzwür-

dige Interessen Einzelner, insbesondere des Datenschutzes, entgegenstehen. Auf diese Vor-

schrift sollte hier zur Begründung des Vorgehens verwiesen werden.  

 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez.  

Lukas Gundermann 
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